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Haushalt 2022;  
Teilhaushalte/Produktgruppen in der Vorberatungskompetenz des 
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Beschlussvorschlag: 
 
Dem Verwaltungsausschuss und dem Kreistag wird empfohlen, dem Entwurf des Haushalts, 
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Aufwand/Finanzielle Auswirkungen: 
 
Im Rahmen der im Haushaltsplan-Entwurf 2022 bereitgestellten Haushaltsmittel. 
 
 
Sachdarstellung/Begründung: 
 
Beiliegend erhalten Sie einen der Vorberatungskompetenz des Jugendhilfeausschusses ent-
sprechenden Auszug aus dem Haushaltsplan-Entwurf 2022.  
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Haushaltsplan 2022 

2 Systematik des Haushaltsplans und Neues kommunales Haushaltsrecht 
(NKHR) 

2.1 Vorbemerkung 

Ausschließlich zum Zweck der besseren Lesbarkeit wird auf die geschlechtsspezifische 
Schreibweise verzichtet. Alle personenbezogenen Bezeichnungen sind somit geschlechts-
neutral zu verstehen. 

Die Haushaltspläne und Jahresabschlüsse des Landkreises werden bereits seit 2011 nach 
den Grundsätzen der kommunalen Doppik aufgestellt. Neben den Planzahlen für das Haus-
haltsjahr 2022 weist der Haushaltsplan auch die Planzahlen für das Haushaltsjahr 2021 so-
wie das vorläufige Rechnungsergebnis für das Haushaltsjahr 2020 aus. Das vorläufige 
Rechnungsergebnis 2020 eignet sich nur bedingt für Vergleichszwecke, da einzelne Ab-
schlussbuchungen wie die aufgelöste Investitionszuwendungen und -beiträge, die Gebüh-
renrückstellungen im Teilhaushalt Abfallwirtschaft, die Abschreibungen sowie die interne 
Leistungsverrechnung noch nicht gebucht sind. 

2.2 Rechtliche Grundlagen 

Am 22.04.2009 hat der Landtag von Baden-Württemberg das Gesetz zur Reform des Ge-
meindehaushaltsrechts beschlossen und im Zuge dieser Reform wurden die Gemeinde-
haushaltsverordnung (GemHVO) und die Gemeindekassenverordnung (GemKVO) neu ge-
fasst und traten zum 01.01.2010 in Kraft. Die in Art. 13 Abs. 7 des Haushaltsrechtsreform-
gesetzes 2009 vorgesehene Evaluierung wurde unter Federführung des Innenministeriums 
und Beteiligung der kommunalen Landesverbände und ihrer Mitglieder sowie der Gemein-
deprüfungsanstalt im Jahr 2013 begonnen. Die Arbeiten sind zwischenzeitlich weitgehend 
abgeschlossen. Wesentliche Ergebnisse der Evaluation sind in das Gesetz zur Änderung 
gemeindehaushaltsrechtlicher Vorschriften vom 16. Dezember 2015, in die Änderung der 
Gemeindehaushaltsverordnung vom 05. Juni 2020 sowie in die neue Verwaltungsvorschrift 
(VwV) Produkt- und Kontenrahmen vom 30. August 2018 eingeflossen. 

2.3 Die Doppik als Rechnungsstil – was ist anders? 

Dem NKHR liegt die Systematik der kaufmännischen Buchführung zugrunde, in dem der 
Ressourcenverbrauch und das Ressourcenaufkommen in Form von Aufwendungen und 
Erträgen und der vollständige Vermögens- und Schuldenbestand zu einem Stichtag in einer 
Bilanz dargestellt werden. 

Daraus ergeben sich folgende Unterschiede zur Kameralistik: 

 Vollständige Darstellung von Ressourcenverbrauch und Ressourcenaufkommen ei-
nes Haushaltsjahres durch Erfassung von Aufwendungen und Erträgen anstatt Aus-
gaben und Einnahmen. 

 Vollständige Einbeziehung des Anlagevermögens in die Rechnungslegung (Vollver-
mögensrechnung). 

 Haushaltsplan mit Budgetstruktur und Produktorientierung. 
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 Informationen über Produkte und Verwaltungsleistungen im Haushaltsplan mit der 
Möglichkeit, diese zur Grundlage von Zielvereinbarungen oder Vorgaben zu machen. 

Leitidee des sogenannten Ressourcenverbrauchskonzeptes des NKHR ist es, dass jede 
Generation die von ihr verbrauchten Ressourcen auch wieder erwirtschaftet. Deshalb muss 
gewährleistet sein, dass die anfallenden Aufwendungen durch entsprechende Erträge finan-
ziert werden können. Für jedes Haushaltsjahr ist also ein Ausgleich von Ressourcenauf-
kommen (Ertrag) und Ressourcenverbrauch (Aufwand) erforderlich. Dabei wird der Werte-
verzehr von Vermögen in Form von Abschreibungen und in der laufenden Periode verur-
sachte aber erst künftig zu erbringende Verpflichtungen in Form von Rückstellungen berück-
sichtigt. 

2.4 Das Drei-Komponenten-System – was ist das? 

Das NKHR in Baden-Württemberg basiert auf einer Drei-Komponenten-Verbundrechnung. 

 Die Ergebnisrechnung beinhaltet die ergebniswirksamen Vorgänge der Verwal-
tungstätigkeit. Sie ist mit einer handelsrechtlichen Gewinn- und Verlustrechnung ver-
gleichbar. Sie enthält alle Aufwendungen und Erträge und zeigt damit die Quellen 
des Ressourcenaufkommens und die Ursachen des Ressourcenverbrauchs. Das 
Jahresergebnis stellt eine Vermögensmehrung (Überschuss) oder -minderung (Fehl-
betrag) dar. Die Ergebnisrechnung übernimmt im Wesentlichen die Funktion des 
Verwaltungshaushalts. 

 Die Finanzrechnung enthält sämtliche Ein- und Auszahlungen einer Rechnungspe-
riode. Sie gibt unterjährig und beim Jahresabschluss Auskunft über die Liquiditätsla-
ge. Die Finanzrechnung ist eine Mittelherkunfts- und Mittelverwendungsrechnung, 
die durch die Darstellung der Ein- und Auszahlungen aus der laufenden Verwal-
tungstätigkeit, aus der Investitionstätigkeit und aus der Finanzierungstätigkeit (Darle-
hensaufnahmen und Tilgungen) Einblick in die Finanzlage gibt. Im Unterschied zur 
handelsrechtlichen Kapitalflussrechnung wird sie ganzjährig geführt und nicht nach-
träglich abgeleitet. Die Finanzrechnung übernimmt mit der Investitions- und Finanzie-
rungsabrechnung Elemente des Vermögenshaushalts und des Sachbuchs für haus-
haltsfremde Vorgänge. 

 Die Bilanz dient der Darstellung der Vermögens- und Finanzsituation der Kommune 
zum Bilanzstichtag. Die Aktivseite zeigt Höhe und Zusammensetzung des Vermö-
gens, die Passivseite gibt Auskunft darüber, wie das Vermögen finanziert ist und wie 
sich das Eigenkapital verändert. Die Bilanz hat die Funktion eines Wertespeichers. 
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Das Zusammenwirken der drei Komponenten ist im folgenden Schaubild dargestellt: 

2.5 Bestandteile und Aufbau des Haushaltsplans 

Entsprechend den gesetzlichen Regelungen haben sich neben der Änderung der Bu-
chungssystematik auch die Struktur und die Bestandteile des Haushaltsplans verändert. Der 
Verwaltungs- und Vermögenshaushalt wird ersetzt durch einen (Gesamt-)Ergebnis- und 
(Gesamt-)Finanzhaushalt. Die gewohnte Gliederung der Einzelpläne mit den verschiedenen 
Unterabschnitten und Haushaltsstellen wird ersetzt durch die Teilhaushalte. Innerhalb der 
Teilhaushalte werden die entsprechenden Produktgruppen und ggf. die Schlüsselpositionen 
sowie Kontengruppen dargestellt. 
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Nachfolgende Schaubilder verdeutlichen die Bestandteile und den Aufbau des Haushalts-
plans:  

Aufbau der Teilhaushalte am Beispiel Teilhaushalt 3 – Schule, Kultur und Sport 
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Teilhaushalte 

Gem. § 4 GemHVO ist der Gesamthaushalt in Teilhaushalte zu gliedern. Die Teilhaushalte 
sind produktorientiert, d.h. nach sachlich zusammenhängenden Leistungsbereichen zu bil-
den. Im vorliegenden Haushalt werden 14 Teilhaushalte gebildet: 
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Innerhalb der Teilhaushalte werden folgende Informationen zur Verfügung gestellt: 

 Teil-Ergebnishaushalt einschl. Darstellung der Erträge und Aufwendungen aus inter-
nen Leistungsverrechnungen sowie kalkulatorischer Kosten, die im Gesamtergeb-
nis(haushalt) nicht ausgewiesen werden. 

 Teil-Finanzhaushalt 
 Informationen zu den einzelnen Produktgruppen mit dem verantwortlichen Amt, der 

Kurzbeschreibung, Zielen, Auftragsgrundlagen und soweit vorhanden Nennung der 
zugehörigen Produkte. 

 Teil-Ergebnishaushalt der jeweiligen Produktgruppen 
 Investitionsübersicht der einzelnen Produktgruppen. 

Produkte 

Alle von der Verwaltung erbrachten Leistungen werden entsprechend dem „Kommunalen 
Produktplan Baden-Württemberg“ in Produkten, Produktgruppen und Produktbereichen zu-
sammengefasst und in den jeweiligen Teilhaushalten dargestellt. Bei der Darstellung im 
Haushaltsplan hat sich die Verwaltung im Wesentlichen auf Produktgruppen beschränkt. 
Daneben wurden einzelne Schlüsselpositionen gebildet, die die jährlichen politischen 
Schwerpunkte des Landkreises aufgreifen. 

Folgende vier Schlüsselpositionen wurden für das Haushaltsjahr 2022 definiert: 

 12.26.01 Lebensmittelüberwachung 
 31.10.01 Hilfe zur Pflege 
 36.30.03 Individuelle Hilfen für junge Menschen 
 41.40.50 Gesundheitsberichterstattung, -planung 

Diese Schlüsselpositionen werden im Haushaltsplan mit einer kurzen Beschreibung und 
einer Übersicht über die Aufwands- und Ertragsarten sowie der Investitionen dargestellt. 

2.6 Haushaltsausgleich 

Unabhängig vom Buchungsstil ist Dreh- und Angelpunkt der Haushaltsplanung nach wie vor 
der ordnungsgemäße Haushaltsausgleich. Der gesamte Ressourcenverbrauch eines Haus-
haltsjahres muss durch das Ressourcenaufkommen desselben Jahres ausgeglichen wer-
den. Für den Haushaltsausgleich wird der Gesamtergebnishaushalt betrachtet. Maßgebliche 
Größe ist das „ordentliche Ergebnis“ als Saldo aus den „ordentlichen Erträgen“ (Ressour-
cenaufkommen) und „ordentlichen Aufwendungen“ (Ressourcenverbrauch). Somit sind auch 
die nicht zahlungswirksamen Abschreibungen und Rückstellungen in den Haushaltsaus-
gleich miteinzubeziehen. Der Finanzhaushalt muss nicht ausgeglichen werden, die liquiden 
Mittel sind jedoch nach wie vor rechtzeitig für ihren Zweck zur Verfügung zu stellen. 

Im Glossar finden Sie weitere Informationen zu den wichtigsten Begriffen, die im neuen 
kommunalen Haushaltsrecht gebräuchlich sind. 
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3 Vorbericht 

3.1 Haushaltsjahr 2020 

3.1.1 Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2020 

Der Kreistag verabschiedete den Haushalt 2020 am 18.12.2019 und setzte folgende Beträge 
fest: 

a) Ergebnishaushalt

2020 in EUR 
Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge von 366.369.018 
Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen von 366.369.018 
Veranschlagtes Sonderergebnis von 0 
Veranschlagtes Gesamtergebnis von 0 

b) Finanzhaushalt

2020 in EUR 
Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss von -4.013.151

Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss aus Finanzierungstätigkeit von -6.800.000

Saldo des Finanzhaushalts -10.813.151

c) Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung)

2020 in EUR 
Kreditaufnahmen für Investitionen 0 

d) Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen

2020 in EUR 
Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsjahr 10.410.000 

Der Hebesatz für die Kreisumlage wurde um 0,90 %-Punkte auf 30,40 % erhöht. 

Mit Erlass vom 25.02.2020 bestätigte das Regierungspräsidium Tübingen die Gesetzmäßig-
keit der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2020 und genehmigte den Gesamtbetrag 
der Verpflichtungsermächtigungen. 
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3.1.2 Vorläufiger Stand der Jahresrechnung 2020 

Der Verwaltungsausschuss wurde in den Sitzungen am 13.07.2020, 09.11.2020 und 
17.03.2021 (KT-Drucksachen Nr. IX-0171, Nr. X-0224 und Nr. X-0273) über die aktuelle 
finanzielle Entwicklung des Haushaltsjahres und über den vorläufigen Stand des Jahreser-
gebnisses informiert. Im vorläufigen Rechnungsergebnis sind einzelne Abschlussbuchungen 
wie die aufgelösten Investitionszuwendungen und -beiträge, Gebührenrückstellungen im 
Teilhaushalt Abfallwirtschaft, die Abschreibungen sowie die interne Leistungsverrechnung 
noch nicht gebucht, aber in der Prognose berücksichtigt. 

Bereits zu Beginn des Haushaltsjahres wurde zur Steuerung des Haushaltsvollzugs die 
Wiederbesetzung frei werdender Stellen unter den Vorbehalt der Zustimmung des Landrats 
gestellt. Dabei wurde bei jeder Ausschreibung geprüft, ob, in welchem Umfang und ab wel-
chem Zeitpunkt frei werdende Stellen wieder zu besetzen waren.  

Durch die Corona-Pandemie hatten sich die Vorzeichen für den Vollzug des Haushalts 
nochmals grundlegend verändert. Daher wurden zunächst lediglich 80 % der zahlungswirk-
samen Aufwendungen des Ergebnishaushalts und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 
zur Bewirtschaftung freigegeben. 

Das Konjunktur- und Krisenpaket des Bundes sowie der zwischen dem Land und den kom-
munalen Landesverbänden im Rahmen der gemeinsamen Finanzkommission vereinbarte 
Stabilitäts- und Zukunftspakt wirkten sich dann ebenso positiv auf den Haushalt des Land-
kreises aus, wie das unerwartet hohe Grunderwerbsteueraufkommen. 

3.1.2.1 Ergebnisrechnung 2020 

Nach dem aktuellen Stand der Jahresrechnung ergaben sich Verbesserungen bei den Er-
trägen vor allem im kommunalen Finanzausgleich bei den Zuweisungen nach der mangeln-
den Steuerkraft, bei den Zuweisungen aus dem Aufkommen aus der Grunderwerbsteuer, bei 
der Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft (KdU) nach § 46 Abs. 2 SGB II, den 
Sonstigen Transfererträgen, den Gebühren sowie bei den Kostenerstattungen und Kosten-
umlagen. Bei den Verwaltungsgebühren und Bußgeldern waren verursacht durch die 
Corona-Pandemie erhebliche Mindererträge zu verzeichnen. 

Erträge Plan 2020 
in EUR 

Vorl. RE 2020 
in EUR 

Schlüsselzuweisungen 42.760.000 45.760.000 
Zuweisungen Land § 11 (3) FAG (Verwaltungsgebühren)  
inkl. Vermessungs- und Katastergebühren und Bußgelder 11.302.850 9.690.000 

Zuweisung Aufkommen Grunderwerbsteuer 16.500.000 22.920.000 
Bundesbeteiligung für KdU nach § 46 SGB II 17.139.500 23.610.000 

Sonstige Transfererträge 6.859.310 9.910.000 

Gebühren und ähnliche Abgaben 11.238.350 12.180.000 

Kostenerstattungen und Kostenumlagen 37.521.700 44.500.000 

Summe 143.321.710 168.570.000 

-8-



Haushaltsplan 2022 

Mehraufwendungen für Abschreibungen und für sonstige ordentliche Aufwendungen konn-
ten durch Einsparungen bei den Personalaufwendungen, bei den Sach- und Dienstleistun-
gen sowie Mehrerträge ausgeglichen werden. 

Aufwendungen Plan 2020 
in EUR 

Vorl. RE 2020 
in EUR 

Personalaufwendungen 60.032.434 58.880.000 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 25.549.290 25.040.000 
Abschreibungen 8.636.767 10.320.000 

Sonstige ordentliche Aufwendungen 117.793.337 120.670.000 

Summe 212.011.828 214.910.000 

3.1.2.2 Finanzrechnung 2020 

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 

Von den geplanten Einzahlungen aus Investitionstätigkeit in Höhe von rund 3,64 Mio. EUR 
wurden 1,31 Mio. EUR vereinnahmt. 

Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 

Für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden, Baumaßnahmen, Erwerb von bewegli-
chem Sachvermögen und Investitionsförderungsmaßnahmen wurden 8,97 Mio. EUR (Plan: 
13,58 Mio. EUR) ausbezahlt. Für die nicht in Anspruch genommenen Haushaltsmittel wur-
den im Bereich der Investitionstätigkeit insgesamt rund 5,32 Mio. EUR Haushaltsreste gebil-
det und in das Jahr 2021 übertragen. 

Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 

In 2020 wurden planmäßig keine neuen Darlehen aufgenommen.  

Auszahlungen für die Tilgung von Krediten 

Auf bestehende Darlehen wurden planmäßige Tilgungen in Höhe von 6,80 Mio. EUR geleis-
tet. 

3.1.2.3 Liquidität und Schuldenstand 

Der Zahlungsmittelbestand beträgt zum 31.12.2020 ca. 42,36 Mio. EUR. Im Vergleich zum 
Vorjahr verbesserte sich die Liquidität um ca. 23,57 Mio. EUR.  

Der an die Kreiskliniken Reutlingen GmbH ausgegebene Betriebsmittelkredit beträgt seit 
Anfang des Jahres unverändert 18,00 Mio. EUR. Zur Sicherungsstellung der Zahlungsfähig-
keit des Landkreises wurden im Jahr 2020 keine Kassenkredite aufgenommen. 

Zum 31.12.2020 beträgt der Schuldenstand des Landkreises 54,16 Mio. EUR 
(189 EUR/Einwohner). Der gesamte Betrag entfällt auf langfristige Darlehen. Zum 
31.12.2019 betrug der Schuldenstand 60,96 Mio. EUR (213 EUR/Einwohner). 

-9-



Haushaltsplan 2022 

3.1.2.4 Voraussichtliches Jahresergebnis 2020 

Nach dem derzeitigen Stand der Jahresrechnung 2020 kann im Ergebnishaushalt voraus-
sichtlich mit einem positiven Gesamtergebnis von 25,8 Mio. EUR gerechnet werden. Im 
Rahmen der Feststellung des Jahresabschlusses 2020 ist über die Verwendung des Ergeb-
nisses zu entscheiden. 
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3.2 Haushaltsjahr 2021 

3.2.1 Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2021 

Der Kreistag verabschiedete den Haushalt 2021 am 17.12.2020 und setzte folgende Beträge 
fest: 

a) Ergebnishaushalt

2021 in EUR 
Ordentliche Erträge 374.297.986 
Ordentliche Aufwendungen 377.496.528 
Sonderergebnis 0 
Gesamtergebnis -3.198.542

b) Finanzhaushalt

2021 in EUR 
Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss von -11.760.569

Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss aus Finanzierungstätigkeit von -9.300.000

Saldo des Finanzhaushalts -21.060.569

c) Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung)

2021 in EUR 
Kreditaufnahmen für Investitionen 0 

d) Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen

2021 in EUR 
Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsjahr 5.200.000 

Der Hebesatz für die Kreisumlage wurde um 2,65 %-Punkte auf 27,75 % abgesenkt. Dies ist 
in Baden-Württemberg die zweithöchste Absenkung und führt zu einer Verringerung des 
Kreisumlageaufkommens um 9,38 Mio. EUR (6,74 %). 

Nach Angaben des Statistischen Landesamtes haben 26 der 35 Landkreise in Baden-
Württemberg ihre Kreisumlagehebesätze geändert. Darunter erhöhten sechs Landkreise 
ihren Umlagesatz, 20 Landkreise senkten den Hebesatz.  

Mit Erlass vom 04.02.2021 bestätigte das Regierungspräsidium Tübingen die Gesetzmäßig-
keit der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 und den in § 3 der Haushaltssatzung 
enthaltenen Teilbetrag der Verpflichtungsermächtigungen von 4,10 Mio. EUR, der in den 
nächsten Jahren durch Kreditaufnahmen abgedeckt werden soll. Im Erlass hat das Regie-
rungspräsidium darauf hingewiesen, dass in den nächsten Jahren in den Politikfeldern Be-
rufsschulen, Regionalstadtbahn, Kreiskliniken und Neues Verwaltungsgebäude große Inves-
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titionsvorhaben zur Realisierung anstehen. Der Landkreis sollte deshalb eine Priorisierung 
der Maßnahmen vornehmen und diese dann entsprechend seiner finanziellen Leistungsfä-
higkeit umsetzen. 

Im Haushaltsplan 2021 waren für den Kauf eines neuen Verwaltungsgebäudes keine Mittel 
eingeplant, da zum Zeitpunkt der Beratung und Beschlussfassung des Haushalts 2021 die 
nach dem kommunalen Wirtschaftsrecht erforderlichen Informationen zur Veranschlagung 
noch nicht vorlagen. Mit dem Eckpunktebeschluss des Kreistags zum Neubau eines Verwal-
tungsgebäudes für das Landratsamt Reutlingen vom 15.03.2021 (KT-Drucksache Nr. X-
0266) sollte zur Realisierung des Neubaus ausschließlich die wirtschaftlichste Variante 
„Kauf“ weiterverfolgt werden. Die Verwaltung wurde u. a. damit beauftragt, die für die Verga-
beentscheidung erforderlichen Grundlagen zu erarbeiten und dem Kreistag einen Nach-
tragshaushalt für das Haushaltsjahr 2021 einschließlich einer mittelfristigen Finanzplanung 
zur Entscheidung vorzulegen. 

3.2.2 Nachtragshaushaltssatzung und -haushaltsplan 2021 

Am 29.06.2021 verabschiedete der Kreistag (KT-Drucksache Nr. X-0306) die Nachtrags-
haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2021 und setzte folgende neue Beträge fest: 

a) Ergebnishaushalt

Ansatz 
2021 

in EUR 

Nachtrag 
2021 

in EUR 

Neuer Ansatz 
2021 

in EUR 

Ordentliche Erträge 374.297.986 13.861.000 388.158.986 

Ordentliche Aufwendungen 377.496.528 4.311.000 381.807.528 

Sonderergebnis 0 0 0 

Gesamtergebnis -3.198.542 9.550.000 6.351.458 

b) Finanzhaushalt

Ansatz 
2021 

in EUR 

Nachtrag 
2021 

in EUR 

Neuer Ansatz 
2021 

in EUR 
Zahlungsmittelüberschuss des Ergebnishaushalts 472.681 9.550.000 10.022.681 

Finanzierungsmittelbedarf aus Investitionstätigkeit 12.233.250 19.840.000 32.073.250 

Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss -11.760.569 -10.290.000 -22.050.569

Finanzierungsmittelüberschuss aus Finanzierungstätigkeit -9.300.000 0 -9.300.000

Saldo des Finanzhaushalts -21.060.569 -10.290.000 -31.350.569

c) Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung)

Ansatz 
2021 

in EUR 

Nachtrag 
2021 

in EUR 

Neuer Ansatz 
2021 

in EUR 

Kreditaufnahmen für Investitionen 0 0 0 
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d) Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen

Ansatz 
2021 

in EUR 

Nachtrag 
2021 

in EUR 

Neuer An-
satz 
2021 

in EUR 

Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Haushalts-
jahr 

5.200.000 157.682.200 162.882.000 

Das Regierungspräsidium Tübingen bestätigte mit Erlass vom 30.06.2021 die Gesetzmäßig-
keit der vom Kreistag beschlossenen Nachtragshaushaltssatzung und genehmigte den in 
der Nachtragshaushaltssatzung enthaltenen Teilbetrag der Verpflichtungsermächtigungen in 
Höhe von 125.100.000 EUR, der in den nächsten Jahren durch Kreditaufnahmen gedeckt 
werden soll. Das Regierungspräsidium weist im Haushaltserlass unter anderem darauf hin, 
dass durch den Kauf des Verwaltungsgebäudes sich die Verschuldung des Landkreises 
massiv erhöhen und durch die geplante 30-jährige Finanzierung auch lange hoch bleiben 
wird. Es geht davon aus, dass die Verschuldung sich auch negativ auf die Finanzierung wei-
terer möglicher Investitionsvorhaben auswirken wird. Hiervon könnten insbesondere die Be-
reiche Regionalstadtbahn und Kreiskliniken betroffen sein. Der Landkreis Reutlingen sollte 
daher vorsorglich eine Priorisierung seiner anstehenden Maßnahmen vornehmen und diese 
dann entsprechend seiner finanziellen Leistungsfähigkeit umsetzen. 

3.2.3 Haushaltsvollzug 2021 

Der Verwaltungsausschuss wurde in der Sitzung am 12.07.2021 (KT-Drucksache Nr. X-
0331) über die finanzielle Entwicklung des Haushaltsjahres 2021 informiert. 

Gegenüber dem Nachtragshaushaltsplan ergeben sich im Ergebnishaushalt voraussichtlich 
geringere Erträge in Höhe von insgesamt ca. 2,5 Mio. EUR und geringere Aufwendungen in 
Höhe von ca. 2,8 Mio. EUR. 

Mehrerträge ergeben sich bei der Nettoentlastung des Landes wegen der Umsetzung der 
Grundsicherung in Höhe von voraussichtlich ca. 0,9 Mio. EUR und bei den Transfererträgen 
im Sozialbereich in Höhe von ca. 1,5 Mio. EUR. Geringere Erträge ergeben sich im Bereich 
der Bundesbeteiligung für Kosten der Unterkunft nach § 46 SGB II in Höhe von ca. 2,8 Mio. 
EUR und bei den Kostenerstattungen für die Betreuung, Unterbringung und Versorgung von 
Flüchtlingen in Höhe von ca. 2,2 Mio. EUR. 

Bei den Transferaufwendungen im Sozialbereich entstehen ca. 1,4 Mio. EUR geringer Auf-
wendungen. Bei der Erstattung von Sozialaufwendungen an die Stadt Reutlingen ergeben 
sich voraussichtlich Mehraufwendungen in Höhe von ca. 2,2 Mio. EUR. Dagegen fallen bei 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende die Aufwendungen voraussichtlich ca. 3,6 Mio. EUR 
geringer aus als geplant. 

Im Finanzhaushalt reichen die veranschlagten Haushaltsmittel aus. 

-13-



Haushaltsplan 2022 

3.3 Haushalt 2022 

3.3.1 Entwicklung der Konjunktur und der öffentlichen Finanzen in Deutschland 

Nach einem der längsten konjunkturellen Aufschwünge seit den 1980er-Jahren stellt die 
Corona-Pandemie die aktuelle gesamtwirtschaftliche Lage Deutschland weiterhin vor eine 
beispiellose Herausforderung. Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) war im Jahr 
2020 um 4,9 % niedriger als im Vorjahr.  

Nach Einschätzung der Deutschen Bundesbank (Monatsbericht August 2021) erholte sich 
im Frühjahr die gesamtwirtschaftliche Leistung in Deutschland recht kräftig. Laut Detailmel-
dung des Statistischen Bundesamtes stieg das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) gegenüber 
dem Vorquartal saisonbereinigt um 1,6 %. Insgesamt verfehlte jedoch die Wirtschaftsleis-
tung ihren Vorkrisenstand vom vierten Quartal 2019 noch um ca. 3,3 %. Im Produzierenden 
Gewerbe stiegen die Auftragseingänge im Juli 2021 auf den höchsten Stand seit 30 Jahren. 
Einem raschen Abarbeiten der vollen Auftragsbücher stehen jedoch aktuell die coronabe-
dingten Lieferschwierigkeiten bei Rohstoffen und Vorprodukten entgegen.  

Auch den Arbeitsmarkt zog die Corona-Krise in 2020 erheblich in Mitleidenschaft. Die im 
Frühjahr 2021 einsetzende Erholung machte sich am Arbeitsmarkt zuerst über einen Rück-
gang der Kurzarbeit bemerkbar. Erst gegen Ende des Quartals begannen die Beschäftigung 
stärker zu wachsen und die Arbeitslosigkeit zügig zu sinken. Den Frühindikatoren zufolge 
dürfte sich diese günstige Entwicklung in den nächsten Monaten fortsetzen. (Deutsche Bun-
desbank Monatsbericht August 2021)  

Die Staatsfinanzen stützten die Wirtschaft in der ersten Jahreshälfte 2021 nochmals stark. 
Für das Gesamtjahr 2021 ist nochmals ein hohes Defizit zu erwarten. Dieses steigt aus heu-
tiger Sicht über 5 % des BIP, nach 4,5 % im Jahr 2020. Die Staatsfinanzen sind derzeit stark 
von konjunkturellen und anderen temporären Effekten betroffen. Die strukturelle Defizitquote 
beläuft sich aus heutiger Sicht im Gesamtjahr 2021 bei ca. 1,5 %, wenn die temporären 
Corona-Hilfsmaßnahmen herausgerechnet werden. Die Steuereinnahmen stiegen im zwei-
ten Quartal kräftig (+ 20 % im Vorjahresvergleich). Dennoch verzeichnete der Bundeshaus-
halt im zweiten Quartal ein hohes Defizit von 37 Mrd. EUR. Gegenüber dem Vorjahreswert 
fiel es aber um 7 Mrd. EUR geringer aus. (Deutsche Bundesbank Monatsbericht August 
2021) 

3.3.2 Entwicklungen in Baden-Württemberg 

Im Jahr 2019 war für Baden-Württemberg erstmals seit zehn Jahren wieder ein negatives 
Wirtschaftswachstum (- 0,5 %) zu verzeichnen. Diese Entwicklung erfuhr 2020, mit den wirt-
schaftlichen Folgen der Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie eine noch hö-
here Dynamik. Im Gesamtjahr 2020 schrumpfte das BIP in Baden-Württemberg um weitere 
5,5 %. In 2021 zog die Konjunktur in Baden-Württemberg vor allem durch den nach den Lo-
ckerungen der Corona-Maßnahmen wieder in Schwung kommenden Dienstleistungssektor 
und das durch die hohe Auslandsnachfrage erstarkte Verarbeitende Gewerbe deutlich an. 
Nach den am 24.09.2021 vom Arbeitskreis »Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der 
Länder« veröffentlichten Wirtschaftszahlen auf Länderebene ergab sich für Baden-
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Württemberg in der ersten Jahreshälfte 2021 ein Anstieg des preisbereinigten Bruttoinlands-
produkts (BIP) von 5,5 % gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum. Für Deutsch-
land wurde eine Zunahme des preisbereinigten BIP von 2,9 % gegenüber dem ersten Halb-
jahr 2020 ermittelt. Demnach konnte die Wirtschaft im Südwesten von Januar bis Juni 2021 
deutlich kräftiger zulegen als im Durchschnitt aller Bundesländer. Die hohe Wachstumsrate 
ist unter anderem einem so genannten Basiseffekt geschuldet. Baden-Württemberg, wie 
auch die anderen Bundesländer, haben letztes Jahr einen sehr starken Einbruch des BIP 
durch den Corona-Lockdown erlitten und konnten jetzt von einem vergleichsweise niedrigen 
Vorjahresniveau ausgehend wieder aufholen. 

Diese konjunkturelle Entwicklung wirkt sich auch auf die Steuereinnahmen des Landes aus. 
So konnte das Land Baden-Württemberg von Januar bis August 2021 bereits höhere Steu-
ereinnahmen verzeichnen als im entsprechenden Vorkrisenzeitraum 2019. 

Der Arbeitsmarkt in Baden-Württemberg hat sich in 2021 deutlich erholt und positiv entwi-
ckelt. Im August 2021 waren 247.208 Menschen arbeitslos gemeldet. Mit 3,9 % liegt die Ar-
beitslosenquote deutlich unter dem Vorjahreswert von 4,6 %. Aktuell fällt die Arbeitslosigkeit 
im Vergleich zum Vorjahresmonat um knapp 47.188 bzw. 16,0 % niedriger aus. Neben dem 
Rückgang der Arbeitslosigkeit ist gleichzeitig auch die Zahl der offenen Stellen weiter ge-
stiegen. Im August blieben 100.123 der bei der Bundesagentur für Arbeit gemeldeten Stellen 
unbesetzt. Das sind knapp 5.700 mehr als im Juli 2021 und über 31.500 offene Stellen mehr 
als noch vor einem Jahr. 

Nach den Ergebnissen der Kassenstatistik für das Jahr 2020 konnten die Kommunen in Ba-
den-Württemberg durch die Bundes- und Landeshilfen mit ca. 297 Mio. EUR erneut einen 
positiven Finanzierungssaldo erwirtschaften. Gegenüber dem Vorjahresergebnis hat sich der 
Saldo um 498 Mio. EUR bzw. 62,64 % reduziert. Begründet ist dieser Rückgang durch die 
erkennbar höheren Steigerungen bei den Ausgaben (ca. 6,9 %) im Vergleich zu den Ein-
nahmen (ca. 5,7 %). Bei den kreisangehörigen Städten und Gemeinden ergab sich nach 
einem Rückgang von ca. 264 Mio. EUR ein negativer Finanzierungssaldo in 2020 von ca. 3 
Mio. EUR. Die baden-württembergischen Landkreise konnten einen positiven Finanzie-
rungssaldo von 394 Mio. EUR verzeichnen. Während die bereinigten Einnahmen bei den 
kreisangehörigen Kommunen um ca. 4,1 % gestiegen sind, konnten die Landkreise einen 
Anstieg der Einnahmen um 8,0 % verzeichnen, die somit das Niveau der Ausgabenzuwäch-
se erreichten. Die bereinigten Ausgaben sind bei den kreisangehörigen Kommunen um ca. 
5,2 % gestiegen. Wobei ein deutlicher Anstieg insbesondere bei den Personalausgaben (ca. 
5,2 %), den Baumaßnahmen im schulischen Bereich (11,6 %) und den allgemeinen Umla-
gen (6,4 %) zu verzeichnen war. Bei den Landkreisen trugen u. a. die Sozialleistungen (3,7 
%) zu den Ausgabensteigerungen bei.  

Die laufenden Einnahmen stiegen betragsmäßig bei den kreisangehörigen Städten und Ge-
meinden (ca. 1,2 Mrd. EUR oder 5,0 %) sowie bei den Landkreisen (520 Mio. EUR oder 4,7 
%) stärker als die laufenden Ausgaben.  Diese Entwicklung führte zu einem gestiegenen 
Zahlungsmittelüberschuss aus laufender Verwaltungstätigkeit bei den kreisangehörigen 
Städten und Gemeinden von 3,3 Mrd. EUR und bei den Landkreisen von 999 Mio. EUR.  
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3.3.3 Entwicklungen im Landkreis Reutlingen 

Auch im Landkreis Reutlingen hat sich die Konjunktur 2021 positiv entwickelt. Trotz dieser 
positiven Entwicklung werden die Einnahmen der Kommunen aus Steuern und dem kom-
munalen Finanzausgleich in 2021 und auch im Jahr 2022 noch nicht das prognostizierte 
Niveau aus der Vor-Corona-Zeit erreichen. Sie sind daher auf weitere finanzielle Unterstüt-
zung des Landes angewiesen, um die Handlungsfähigkeit aufrecht zu erhalten.   

Der Konjunkturklimaindex der Industrie- und Handelskammer Reutlingen (IHK), der sich aus 
der aktuellen Geschäftslage und der Prognose für die nächsten zwölf Monate errechnet, 
stieg auch im Frühsommer weiter an und kommt auf einen Wert von 121 Punkten. Damit 
scheint nach Einschätzung der IHK die Konjunktur in der Region Neckar-Alb den Corona-
schock überwunden zu haben.  

Die Stimmung im regionalen Handwerk hat sich im zweiten Quartal 2021 nach der Erhebung 
der Handwerkskammer Reutlingen ordentlich erholt. Die Stimmungswerte waren deutlich 
besser als im Vergleichsquartal 2020. Zwei von drei Betrieben bewerten ihre Geschäftslage 
als gut. Auch die Ausschichten werden von den Betrieben optimistischer eingeschätzt als 
vor einem Jahr. 

Seit Jahresbeginn sinkt die Zahl der Arbeitslosen kontinuierlich. Im Landkreis Reutlingen 
waren im August 6.654 Menschen (-17,1 % im Vorjahresvergleich) arbeitslos gemeldet, da-
von 3.041 (-29,0 % gegenüber Vorjahr) bei der Agentur für Arbeit und 3.613 (-3,5 % gegen-
über Vorjahr) beim Jobcenter Landkreis Reutlingen. Die Arbeitslosenquote liegt jedoch noch 
immer deutlich über dem Vor-Corona-Niveau. 

Durch die Unterstützung von Bund und Land in 2020 sind die Steuerkraftsummen der Städte 
und Gemeinden im Landkreis Reutlingen um 35,37 Mio. EUR (7,57 %) im Vergleich zum 
Vorjahr gestiegen. Landesweit können die kreisangehörigen Städte und Gemeinden einen 
Anstieg der Steuerkraftsummen von 6,49 % auf 15.303 Mio. EUR bzw. 1.694 EUR je Ein-
wohner verzeichnen. Dabei fließen auf Grund der Systematik des Finanzausgleichgesetzes 
nicht sämtliche Steuereinnahmen der Städte und Gemeinden in die Steuerkraftsummen ein. 
So wird zum Beispiel bei der Grundsteuer A lediglich ein Hebesatz von 195 v. H. angerech-
net. Bei der Grundsteuer B liegt der anrechenbare Hebesatz bei 185 v. H. und bei der Ge-
werbesteuer bei 290 v. H. Beim Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer fließen lediglich 80 % 
in die Steuerkraftsummen ein. Insgesamt fließen für das Jahr 2020 ca. 60,63 Mio. EUR nicht 
in die Steuerkraftsummen der kreisangehörigen Städte und Gemeinden im Landkreis Reut-
lingen ein. 

3.3.4 Planungsgrundlagen und Grundzüge des Haushalts 2022 

3.3.4.1 Planungsgrundlagen 

Der Haushaltsplanung 2022 liegen die Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung, das vorläufige 
Rechnungsergebnis 2020, die Prognosen für das Rechnungsergebnis 2021, die Orientie-
rungsdaten des Ministeriums für Finanzen und des Ministeriums für Inneres, für Digitalisie-
rung und Kommunen zur kommunalen Haushalts- und Finanzplanung in den Jahren 2022 ff. 
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zu Grunde. Die Testbescheide für den Soziallastenausgleich nach § 21 FAG und für den 
Status-Quo-Ausgleich nach § 22 FAG lagen zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushalts-
planentwurfs noch nicht vor. Daneben wurden die Ansätze auf Basis der vorhandenen Er-
kenntnisse sowie Erfahrungen sorgfältig geschätzt bzw. berechnet. 

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplans 2022 hatten sich die Vorzeichen gegen-
über der Haushaltsplanung 2021 nicht grundlegend verändert. Daneben können die Schwie-
rigkeiten bei den internationalen Lieferketten, den Engpässen bei wichtigen Rohstoffen so-
wie den Preisentwicklungen am Energiemarkt dazu führen, dass die Konjunkturerholung 
deutlich verhaltener ausfällt als bisher erwartet. So geht das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung Berlin (DIW) in ihrer aktuellen Konjunkturprognose September 2021 auf-
grund der globalen Störungen der Lieferketten nur noch von einem Wachstum von 2,1 % in 
2021 aus.   

Vor diesem Hintergrund wurden für die Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs folgende 
Planungsprämissen vorgegeben: 

 Bei den Ansätzen für die Aufwendungen war eine Erhöhung der Planansätze grund-
sätzlich nicht möglich. Ausnahmen konnten nur bei gesetzlichen oder vertraglichen 
Verpflichtungen gemacht werden. 

 Die Zahl der Personalstellen sollte grundsätzlich nicht erhöht werden. Ausnahmen 
wurden nur bei gesetzlichen Verpflichtungen oder aufgrund der Ergebnisse von Or-
ganisationsuntersuchungen, Personalbedarfsbemessungen und Prozessbetrachtun-
gen zugelassen. 

 Erhöhung der Freiwilligkeitsleistungen um 2 %. 
 Grundsätzlich keine neuen freiwilligen Aufgaben. 
 Basis für die Erträge bei den Gebühren und Bußgeldern war der Haushalt 2019. 
 Die Auswirkungen des sogenannten 5 Milliardenpakets zur Unterstützung der Kom-

munalfinanzen durch den Bund aus dem Jahre 2016 wurde mit einer Erstattungsquo-
te bei den Kosten der Unterkunft (KdU) mit 10,2 %-Punkten (2021: 1,2 %-Punkte) 
bzw. 3,07 Mio. EUR (2021: 0,40 Mio. EUR) berücksichtigt. 

 Für die rückwirkende Anpassung der KdU-Bundesbeteiligung für anerkannte Asyl- 
und Schutzberechtigte wurden letztmals einmalige Erträge von insgesamt 1,50 Mio. 
EUR eingeplant. Der Bund übernimmt ab 2022 die flüchtlingsbedingten Unterkunfts- 
und Integrationskosten nicht mehr (Plan 2021: 4,02 Mio. EUR). 

 Zur Abgeltung der durch das Bundesteilhabegesetz bedingten Mehrbelastungen so-
wie für die AsylbLG-Leistungsempfänger, die nicht mehr vorläufig untergebracht sind, 
wurden Erstattungen des Landes in Höhe von insgesamt 7,64 Mio. EUR eingeplant. 

 Zum Ausgleich der Aufwendungen der sogenannten Schulbegleiter zur Umsetzung 
der schulischen Inklusion wurden Erstattungen des Landes von insgesamt 2,20 Mio. 
EUR bei der Sozial- und Jugendhilfe geplant.      

 Bei den Beschäftigten wurde die vereinbarte Tariferhöhung und bei den Beamten die 
erwartete Besoldungsanpassung veranschlagt.  

 Im Finanzhaushalt war bei den Investitionen der mit dem Nachtragshaushalt 2021 
beschlossene Budgetrahmen einzuhalten. 
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Die vom Kreistag in seiner Klausurtagung am 14. und 15.07.2017 erarbeiteten Schwerpunk-
te für einen nachhaltigen Landkreis Reutlingen 

 generationengerechte Finanzpolitik, 
 nachhaltige und zukunftsfähige Mobilität im städtischen wie im ländlichen Raum, 
 angemessene und wirtschaftliche Ausstattung der Verwaltung mit den notwendigen 

Ressourcen, 
 aktive Daseinsvorsorge, 
 Chancen der Digitalisierung nutzen sowie 
 Einstieg in ein systematisches Nachhaltigkeitsmanagement 

bilden wieder die Basis für die im Haushaltsplan veranschlagten Mittel. 

3.3.4.2 Grundzüge des Haushalts 

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie werden die Städte und Gemeinden sowie den 
Landkreis auch im Jahr 2022 finanziell stark belasten. Daher soll im Sinne der schon bisher 
gelebten Partnerschaft zwischen dem Landkreis und seinen Städten und Gemeinden die 
vorhandenen liquiden Mittel dazu genutzt werden, um: 

1. Den Hebesatz statt auf den in der mittelfristigen Finanzplanung vorgesehenen Hebe-
satz von 30,50 % lediglich um 1,00 %-Punkt auf 28,75 % anzuheben.

2. Die Wirtschaft im Sinne des § 77 Abs. 1 Satz 2 GemO weiter zu stärken und für not-
wendige Investitionen Auszahlungen von insgesamt 36,28 Mio. EUR zu veranschla-
gen.

3. Die Verschuldung zur Mitfinanzierung der Investitionen nur im unbedingt notwendi-
gen Umfang um 18,0 Mio. EUR zu erhöhen.

Der Ergebnishaushalt schließt mit einem Überschuss von 1,13 Mio. EUR ab. Der Zahlungs-
mittelüberschuss aus laufender Verwaltungstätigkeit beträgt 3,53 Mio. EUR. Für die ordentli-
chen Tilgungen wurden Auszahlungen von 5,40 Mio. EUR veranschlagt. Zur Finanzierung 
aller Auszahlungen wird der voraussichtliche Finanzierungsmittelbestand (Liquidität) zum 
31.12.2021 von ca. 23,09 Mio. EUR um weitere 9,06 Mio. EUR abgebaut. 

Die Grundzüge des Haushaltsplans lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 Das Haushaltsvolumen 2022 steigt von 434,48 Mio. EUR um 3,71 Mio. EUR (0,85 %) 
auf 438,19 Mio. EUR. 

 Der Kreisumlagehebesatz wird um 1,00 %-Punkt auf 28,75 % erhöht. Der absolute 
Betrag steigt von 129,71 Mio. EUR auf 144,55 Mio. EUR (11,44 %). 

 Der Nettoressourcenbedarf des Sozialhaushalts erhöht sich von 155,17 Mio. EUR 
um 14,16 Mio. EUR (9,12 %) auf 169,32 Mio. EUR. Die ordentlichen Aufwendungen 
in der Eingliederungshilfe steigen u. a. durch den Abschluss des Landesrahmenver-
trags zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) um 9,73 Mio. EUR. Da-
neben wird vom Bund bei den Kosten der Unterkunft die Beteiligung um 2,9 %-
Punkte auf 71,5 % im Jahr 2022 reduziert.  
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 Bei den Sozialen Leistungen (THH 4 und THH 5) sind erneut deutliche Steigerungen 
der Bruttotransferaufwendungen zu verzeichnen. 

Die Gründe hierfür sind im Wesentlichen: 

o Den größten Aufwandsposten im Kreishaushalt stellt weiterhin die Eingliede-
rungshilfe für behinderte Menschen mit Bruttotransferaufwendungen von 86,7
Mio. EUR dar. In den nächsten Jahren ist mit weiteren erheblichen Auf-
wandssteigerungen in diesem Bereich zu rechnen.
Nach Abschluss des Landesrahmenvertrags SGB IX (Bundesteilhabegesetz-
BTHG) Ende 2020 befinden sich die Sozialleistungsträger und Leistungser-
bringer seit dem Jahr 2021 in der konkreten Umsetzung dieses Regelwerks.
Sämtliche Angebote der Behindertenhilfe müssen inhaltlich und vergütungs-
technisch auf die neuen Rahmenbedingungen umgestellt werden. Bereits
jetzt zeigt sich, dass z.B. im Bereich der besonderen Wohnformen (bisher
stationärer Bereich), aber auch durch den Wegfall des Vorrangs der Pflege
gegenüber der Eingliederungshilfe mit erheblichen Mehraufwendungen zu
rechnen ist.
Ohne eine weitergehende finanzielle Beteiligung des Bundes können die
Aufwendungen für diesen Bereich auf Dauer von den Kommunen nicht getra-
gen werden. Die kommunale Entlastung von jährlich 5 Mrd. EUR kommt nur
zu einem Teil bei den Landkreisen an. Der Landkreis Reutlingen wird 2022
durch die Erhöhung der KdU-Beteiligung 3,07 Mio. EUR erhalten. Die Städte
und Gemeinden im Landkreis werden 2022 mit zusätzlichen Umsatzsteueran-
teilen von 7,85 Mio. EUR partizipieren.
Der im Jahr 2010 begonnene Steuerungsprozess wird konsequent fortge-
setzt, um den weiteren finanziellen Anstieg zu dämpfen. Dazu gehört auch ei-
ne durch das Fallmanagement der Eingliederungshilfe noch engere Koopera-
tion mit dem sozialräumlichen Umfeld der Betroffenen.

o Bei der Hilfe zur Pflege steigen die Brutto-Transferaufwendungen 2022 um
0,85 % auf 13,59 Mio. EUR. Das vom Bund im Jahr 2019 beschlossene An-
gehörigen-Entlastungsgesetz wirkt sich finanziell noch nicht so stark aus, wie
zunächst erwartet.

o Bei der Grundsicherung für Arbeitsuchende SGB II wurde mit 5.600 Bedarfs-
gemeinschaften (2021: 6.500) geplant. Dadurch ergibt sich bei den Brut-
totransferaufwendungen ein Rückgang in Höhe von 10,78 %. Durch die Re-
duzierung der Bundesbeteiligung schlägt sich dies beim Nettoressourcenbe-
darf nur mit 0,15 Mio. EUR nieder.

o Im Bereich der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe erhöht sich der Nettores-
sourcenbedarf insbesondere durch die Integration von behinderten Kindern
und Jugendlichen in Regeleinrichtungen (Schulbegleitung), durch den Anstieg
der Vergütungssätze der freien Träger sowie durch das BTHG um 2,78 Mio.
EUR (5,10 %) auf 57,20 Mio. EUR.
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 Durch den vom Kreistag beschlossenen Ausbau des ÖPNV steigt der Nettoressour-
cenbedarf von 1,39 Mio. EUR in 2019, über 3,83 Mio. EUR in 2021, auf 3,87 Mio. 
EUR in 2022. 

 Für Auszahlungen aus Investitionstätigkeit wurden 36,28 Mio. EUR veranschlagt. In-
vestitionsschwerpunkte sind entsprechend der vom Kreistag erarbeiteten Schwer-
punkte die Bereiche Verwaltungsneubau (20,0 Mio. EUR), Bildung (6,64 Mio. EUR), 
Mobilität (4,84 Mio. EUR) und Gesundheitsversorgung (4,0 Mio. EUR). Auch im Be-
reich der Unterhaltung von Schulgebäuden und Straßen wurde wieder eine Priorität 
gesetzt. Mit diesen Ansätzen können die vom Kreistag in der Klausurtagung gesetz-
ten Schwerpunkte Sanierung der Infrastruktur und Erhalt des Vermögens fortgesetzt 
werden. 

 Zur Finanzierung der geplanten erforderlichen Investitionen im Finanzplanungszeit-
raum (2021 bis 2025) von insgesamt 220,74 Mio. EUR ist eine Nettoneuverschul-
dung von insgesamt 77,85 Mio. EUR vorgesehen. Der Schuldenstand des Landkrei-
ses würde sich damit von 54,16 Mio. EUR (31.12.2020) auf 132,01 Mio. EUR 
(31.12.2025) erhöhen. 

3.3.5 Wesentliche Eckwerte des Haushalts 2022 

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

Gesamtergebnishaushalt
Summe der ordentlichen Erträge 388.158.986 396.507.476
Summe der ordentlichen Aufwendungen -381.807.528 -395.380.711
Ordentliches Ergebnis 6.351.458 1.126.765
Steuerkraftsummen der Städte und Gemeinden 467.419.529 502.806.931
Hebesatz der Kreisumlage 27,75% 28,75%
Aufkommen aus der Kreisumlage 129.709.000 144.550.000

Gesamtfinanzhaushalt
Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf des Ergebnishaushalts 10.022.681 3.532.760
Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 4.948.200 5.688.000
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit -37.021.450 -36.281.000
Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf -22.050.569 -27.060.240
Saldo aus Finanzierungstätigkeit -9.300.000 18.000.000
Änderung des Finanzierungsmittelbestands zum Ende des HH-jahres -31.350.569 -9.060.240
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3.3.6 Gesamtergebnishaushalt - Übersicht über die Erträge und Aufwendungen des 
Haushalts 2022 

Die Erträge und Aufwendungen des Gesamtergebnishaushalts ergeben sich aus der nach-
folgenden Übersicht. 

Gesamtergebnishaushalt 

lfd. 
Nr. Ertrags- und Aufwandsarten Plan 2021 

in EUR 
Entwurf 2022 

in EUR 
1. + Steuern und ähnliche Abgaben 2.390.000 2.840.000 

2. + Zuweisungen und Zuwendungen, Umlagen 319.526.922 331.738.430 

3. + Aufgelöste Investitionszuwendungen und -beiträge 1.932.158 1.827.083 

4. + Sonstige Transfererträge 6.929.350 7.724.650 

5. + Öffentlich-Rechtliche Leistungsentgelte 12.350.600 13.295.600 

6. + Privatrechtliche Leistungsentgelte 1.570.100 1.663.450 

7. + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 41.601.250 35.540.320 

8. + Zinsen und ähnliche Finanzerträge 1.549.000 1.548.000 

9. + Aktivierte Eigenleistungen und Bestandsveränderungen 90.000 70.000 

10. + Sonstige ordentliche Erträge 219.606 259.943 

11. = Ordentliche Erträge 388.158.986 396.507.476 

12. - Personalaufwendungen 63.340.401 64.057.615 

14. - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 27.180.909 28.129.949 

15. - Bilanzielle Abschreibungen 8.396.268 8.618.645 

16. - Zinsen und ähnliche Aufwendungen 1.022.080 902.080 

17. - Transferaufwendungen 155.064.120 164.360.145 

18. - Sonstige ordentliche Aufwendungen 126.803.750 129.312.277 

19. = Ordentliche Aufwendungen 381.807.528 395.380.711 

20. = Veranschlagtes Ordentliches Ergebnis 6.351.458 1.126.765 

22. - Außerordentliche Aufwendungen 0 0 

23. = Veranschlagtes Sonderergebnis 0 0 

24. = Veranschlagtes Gesamtergebnis 6.351.458 1.126.765 
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3.3.6.1 Erläuterungen zu den einzelnen Positionen 

Erträge 
lfd. Nr. 1 - Steuern und ähnliche Abgaben 
Zu den Steuern und ähnlichen Abgaben zählen die Jagdsteuer und die Weitergabe der Net-
toentlastung des Landes durch den Wegfall des Wohngeldes für Arbeitslosengeld II-
Empfänger. Seit dem Jagdjahr 2013 wird keine Jagdsteuer mehr erhoben (KT-Drucksachen 
Nr. VIII-0181 bis 0181/3). 

Der Ansatz entwickelt sich wie folgt: 

Aufgrund der Erträge für das Jahr 2021 wird der Planansatz um 450 TEUR (18,83 %) er-
höht. 

lfd. Nr. 2 - Zuweisungen und Zuwendungen, Umlagen 
Zu den Zuweisungen und Zuwendungen gehören insbesondere die Schlüsselzuweisungen 
vom Land, die weiteren Zuweisungen vom Land nach dem FAG (u.a. Bußgelder, Verwal-
tungsgebühren usw.), die Grunderwerbsteuer sowie die Kreisumlage. 

Die wesentlichen Ansätze entwickeln sich folgendermaßen: 

 

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

2.390.000 2.840.000
2.390.000 2.840.000Summe

Steuern und ähnliche Abgaben

Leistungen des Landes wegen der Umsetzung der Grundsicherung

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

41.796.000 39.020.000
4.491.000 4.300.000
6.503.650 6.824.250

2.944.700 3.368.200
12.890.000 13.148.000

9.113.825 9.400.000
4.496.000 4.496.000
2.450.000 2.450.000
4.832.350 5.411.550

20.862.500 21.414.000
7.170.000 6.300.000

26.000.000 26.000.000
129.709.000 144.550.000

6.523.000 6.600.000
27.015.000 23.036.000
1.100.000 2.200.000

285.200 285.200
11.344.697 12.935.230

319.526.922 331.738.430Summe

Kreisumlage
Zuweisungen nach § 22 FAG (Status Quo Ausgleich)

Sonstige laufende Zuwendungen

Bundesbeteiligung für KdU nach § 46 SGB II
Ausgleich kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion (AusgleichsG)
Förderung der Integration und Betreuung von UMA § 29d Abs. 2 FAG

Zuweisungen Land § 11 (4) FAG (Sonderbehörden - Eingliederungsgesetz und 
Verwaltungsstruktur-Reformgesetz)
Zuweisungen Land § 17 FAG (Sachkostenbeiträge)
Zuweisungen Land § 18 (3) FAG (Schülerbeförderung)
Zuweisungen Land § 25 FAG (Verkehrslastenausgleich)

Ausgleichsleistungen Bund Grundsicherung
Sozialhilfelastenausgleich § 21 FAG
Zuweisungen Aufkommen Grunderwerbsteuer

Zuweisungen Land § 29c FAG (Förderung der Kleinkindbetreuung)

Zuweisungen und Zuwendungen, Umlagen

Schlüsselzuweisungen vom Land (mangelnde Steuerkraft)
Zuweisungen Land § 11 (1) FAG (Einwohner)
Zuweisungen Land § 11 (3) FAG (Verwaltungsgebühren) incl. Vermessungs- und 
Katastergebühren
Zuweisungen Land § 11 (3) FAG (Buß-/Zwangsgelder)
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Schlüsselzuweisungen (Produktgruppe 61.10) 
Der Rückgang der Schlüsselzuweisungen 2022 von 2,78 Mio. EUR (6,64 %) ist auf den 
überdurchschnittlichen Anstieg der Steuerkraftmesszahl des Landkreises Reutlingen zu-
rückzuführen. Nach dem Haushaltserlass beträgt der Kopfbetrag für 2022 777 EUR (Plan 
2021: 738 EUR). 

Zuweisungen nach Einwohnerzahl (Produktgruppe 61.10) 
Die Erhöhung ist durch die Bevölkerungsfortschreibung begründet. 

Verwaltungs-, Vermessungs- und Katastergebühren 
Die Planansätze orientieren sich an der aktuellen Hochrechnung für 2021. 

Buß- und Zwangsgelder 
Die Planansätze orientieren sich an den Rechnungsergebnissen des Jahresabschlusses 
2019. 

Zuweisungen u. a. für die Sonderbehördeneingliederung 1995 und für die Verwal-
tungsstrukturreform 2005 (Produktgruppe 61.10) 
Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs lag der landesweite Zuweisungs-
betrag noch nicht vor. Es wurde eine Steigerung des Zuweisungsbetrags von 2,0 % einge-
plant.   

Sachkostenbeiträge 
Zum Zeitpunkt der Haushaltsplanaufstellung lag der Entwurf für die Festsetzung der Sach-
kostenbeiträge nach § 17 FAG für jede Schülerin, für jeden Schüler oder für jedes Kind der 
Berufsschulen, des Berufskollegs und der Berufsfachschulen in Teilzeit- sowie in Vollzeitun-
terricht, der Sonderberufsfachschulen und Sonderberufsschulen in Teilzeit- sowie in Voll-
zeitunterricht, den Berufsoberschulen (Mittel- und Oberstufen), den beruflichen Gymnasien 
und der sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren vor. Demnach erhöhen sich 
die Erträge um 286,18 TEUR (3,14 %).  

Zuweisungen Land §29c FAG (Förderung der Kleinkindbetreuung) 
Die Jahresbeträge lagen zum Zeitpunkt der Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs noch 
nicht vor. Abweichend zur Empfehlung des Ministeriums für Finanzen und des Ministeriums 
des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen zur kommunalen Haushalts- und Finanzpla-
nung in den Jahren 2022 ff. vom 04. August 2021 die Jahresbeträge des Jahres 2021 zu 
Grunde zu legen, wurden im Haushaltsplanentwurf höhere Erträge von 579,20 TEUR (11,99 
%) veranschlagt.  

Bundesbeteiligung an der Grundsicherung 
Seit dem 01.01.2014 übernimmt der Bund 100 % der Nettoausgaben der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des SGB XII. Die höheren Erträ-
ge sind durch höhere Aufwendungen begründet. 

Soziallastenausgleich 
Die Modellberechnung lag zum Zeitpunkt der Erstellung des Haushaltsplanentwurfs noch 
nicht vor. Es werden geringere Erträge von 870,00 TEUR (12,13 %) erwartet. 
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Aufkommen Grunderwerbsteuer (Produktgruppe 61.10) 
Beim Aufkommen aus der Grunderwerbsteuer wird der Erwartung auf ein Wirtschaftswachs-
tum Rechnung getragen. Der Ansatz 2022 orientiert sich am Rechnungsergebnis des Jahres 
2020 und der Prognose für 2021. Im Ansatz ist auch der Anteil des Landkreises an der 
Grunderwerbsteuer für den Kauf des Verwaltungsneubaus enthalten. 

Kreisumlage (Produktgruppe 61.10) 
In der mittelfristigen Finanzplanung des Nachtragshaushaltsplans 2021 wurde für das Haus-
haltsjahr 2022 mit einer Erhöhung des Kreisumlagehebesatzes um 2,75 %-Punkte auf 30,50 
% gerechnet. 

Durch den überdurchschnittlichen Anstieg der Steuerkraftsummen der kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden ist lediglich eine Anhebung um 1,00 %-Punkt auf 28,75 % erforder-
lich. Damit trägt der Haushalt wieder dem partnerschaftlichen und verantwortlichen Mitei-
nander von Landkreis und seinen kreisangehörigen Kommunen Rechnung.  

Die beiden nachfolgenden Schaubilder zeigen die Entwicklung der Steuerkraftsummen der 
Städte und Gemeinden und des Kreisumlageaufkommens sowie die Entwicklung des 
Kreisumlagehebesatzes. 
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Die Erträge aus der Kreisumlage decken - wie auch in den Vorjahren - den Zuschussbedarf 
für den sozialen Bereich bei weitem nicht ab. 
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Kreisumlage 

Status-Quo-Ausgleich 
Die Berechnung des Ministeriums für Finanzen Baden-Württemberg zum Status-Quo-
Ausgleich (§ 22 FAG) lag zum Zeitpunkt der Erstellung des Haushaltsplanentwurfs noch 
nicht vor. Es wird mit Erträgen von 6,60 Mio. EUR gerechnet.  

Bundesbeteiligung für KdU nach § 46 SGB II 
Der Bund hat sich rückwirkend seit Beginn des Jahres 2016 bis Ende 2021 an den ausgelöst 
durch die Fluchtmigration seit 2015 steigenden Kosten beteiligt, um dadurch die Kreise von 
den Kosten der Unterkunft zu entlasten. Ab dem Jahr 2022 wird sich der Bund nicht mehr an 
diesen Kosten beteiligen. D.h. die bisher für diese Kosten geleistete Beteiligung des Bundes 
von 11,9 % entfällt. Im Gegenzug steigt der Anteil des Bundes zur Stärkung der Kommunal-
finanzen von 1,2 % auf 10,2 %. Dafür reduziert der Bund den Anteil der Städte und Gemein-
den an der Umsatzsteuer. Insgesamt wird Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft 
in Baden-Württemberg von 76,4 % in 2020 über 74,4 % in 2021 auf 71,5 % in 2022 sinken. 
Durch den Rückgang der Bundesbeteiligung reduzieren sich die Erträge des Landkreises in 
2022 um ca. 1,23 Mio. EUR. Im Planansatz 2022 sind letztmals noch erwartete einmalige 
Erträge in Höhe von insgesamt 1,50 Mio. EUR für die rückwirkende Anpassung der KdU-
Bundesbeteiligung für anerkannte Asyl- und Schutzberechtigte für 2021 enthalten.   

Sonstige laufende Zuwendungen 
Zu den sonstigen laufenden Zuwendungen gehören u.a. die sonstigen Zuweisungen für lau-
fende Zwecke von Bund und Land, die Zuweisungen vom Land nach §§ 28 und 29 FAG 

Hebesatz
% - 1000 EUR -

Zuschussbedarf
- 1000 EUR -

Deckung durch 
Kreisumlage in %

2000 33,00 76.138 68.415 111,3
2005 37,20 77.561 86.015 90,2
2008 33,50 86.613 95.813 90,4
2009 31,00 91.202 104.513 87,3
2010 31,00 92.506 109.865 84,2
2011 32,50 86.995 108.371 80,3
2012 33,00 92.314 110.599 83,5
2013 32,50 99.065 114.217 86,7
2014 32,75 110.305 118.442 93,1
2015 34,25 115.740 127.462 90,8
2016 34,25 121.043 145.663 83,1
2017 34,25 134.021 141.321 94,8
2018 31,50 130.601 145.336 89,9
2019 29,50 126.669 150.869 84,0
2020 30,40 139.129 146.679 85,5
2021 27,75 129.709 155.165 83,6
2022 28,75 144.550 169.322 85,4

Kreisumlage Sozialhaushalt

Anmerkung:
2000 - 2019 Rechnungsergebnisse, 2020 vorl. Rechnungsergebnis, 2021 Haushaltsplan, 2022 Haushaltsplan-Entw urf
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sowie die Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG (5,58 Mio. EUR). 
Für die AsylbLG-Leistungsempfänger, die nicht mehr vorläufig untergebracht sind, wurden 
5,43 Mio. EUR veranschlagt. Damit wird nur ein Teil der Transferaufwendungen von 6,83 
Mio. EUR abgedeckt.  

lfd. Nr. 3 - Aufgelöste Investitionszuwendungen 

Durch die Verordnung des Innenministeriums zur Änderung der Gemeindehaushaltsverord-
nung vom 29. April 2016 sind die aufgelösten Investitionszuwendungen separat auszuwei-
sen. 

lfd. Nr. 4 - Sonstige Transfererträge 

Zu den sonstigen Transfererträgen zählen insbesondere die Ersätze von sozialen Leistun-
gen innerhalb und außerhalb von Einrichtungen. 

 

lfd. Nr. 5 - Entgelte für öffentliche Leistungen oder Einrichtungen 
Hierunter fallen insbesondere die Abfallgebühren, die Gebühren für die Kindertagesbetreu-
ung und die Schulgelder. Die Abfallgebühren einschließlich der Erträge aus der Gebühren-
rückstellung mit ca. 11,51 Mio. EUR nehmen dabei den größten Anteil ein. 

lfd. Nr. 6 - Privatrechtliche Leistungsentgelte 
Zu den privatrechtlichen Leistungsentgelten zählen im Wesentlichen Mieten und Pachten, 
Verkaufserträge sowie Schadenersatz. 

lfd. Nr. 7 - Kostenerstattungen und Kostenumlagen 
Als Ersatz für Leistungen an andere Stellen erhält der Landkreis rund 35,54 Mio. EUR. Dazu 
zählen insbesondere Erstattungen von Bund, Land und Gemeinden für Wahlen, die Inan-
spruchnahme der Schülerbeförderung, im sozialen Bereich (Kostenerstattungen für die in 
der ARGE beschäftigten Mitarbeiter, Flüchtlinge, Grundsicherung, andere Jugendhilfeträger 
usw.) sowie für die Straßenmeistereien. 

 

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

3.038.500 3.825.700
3.890.850 3.898.950

0 0
6.929.350 7.724.650

Sonstige Transfererträge

Soziale Hilfen und Schwerbehindertenrecht (THH 4)
Kinder-, Jugend- und Familienhilfe (THH 5)
Sonstige Transfererträge
Summe

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

2.981.600 2.611.600
13.908.720 10.265.320
11.893.000 10.032.000
5.601.930 4.877.500

4.803.900 5.014.650
2.412.100 2.739.250

41.601.250 35.540.320

Kostenerstattungen und Kostenumlagen

Erstattungen vom Bund
Erstattungen vom Land (ohne Asyl)

Erstattungen von anderen Trägern der Sozialhilfe sowie Gemeinden
und Gemeindeverbänden

Summe

Erstattungen von sonstigen öffentlichen Sonderrechnungen

Erstattungen vom Land (für Asyl) - Flüchtlinge u. Asylbewerber

Sonstige Kostenerstattungen und Kostenumlagen
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Für die vorläufige Unterbringung von Flüchtlingen wurde eine Erstattung des Landes von 
10,03 Mio. EUR (2021: 11,89 Mio. EUR) eingeplant, darin ist eine erwartete Zahlung für die 
nachlaufende Spitzabrechnung des Jahres 2020 von 1,95 Mio. EUR (2021 für 2019: 5,91 
Mio. EUR) sowie eine Restzahlung für die nachlaufende Spitzabrechnung des Jahres 2018 
von 2,84 Mio. EUR enthalten. Bei den Erstattungen von anderen Trägern der Sozialhilfe sind 
0,91 Mio. EUR (2021: 1,75 Mio. EUR) an Erstattungen für die Betreuung, Versorgung und 
Unterbringung von unbegleiteten minderjährigen ausländischen Kindern und Jugendlichen 
veranschlagt. Bei den Erstattungen von sonstigen öffentlichen Sonderrechnungen wurden 
die Fahrgeldeinnahmen u. a. für den Busverkehr Südlicher Landkreis, die Regiobuslinie X2 
und die Buslinie Münsingen-Trailfingen mit insgesamt 1,57 Mio. EUR eingeplant. 

lfd. Nr. 8 - Finanzerträge 
Hierunter fallen die Zinserträge sowie die Gewinnanteile von verbundenen Unternehmen 
und Beteiligungen, insbesondere die Ausschüttung des Zweckverbands Oberschwäbische 
Elektrizitätswerke mit ca. 1,53 Mio. EUR (2021: 1,53 Mio. EUR). Bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans wurde von einer Gewinnausschüttung der OEW im Jahr 2022 von 40 Mio. 
EUR ausgegangen. Der Anteil des Landkreises Reutlingen beträgt 3,825 %. 

lfd. Nr. 9 - Aktivierte Eigenleistungen 
Aktivierten Eigenleistungen stehen Aufwendungen des Landkreises gegenüber, die zur Er-
stellung von Anlagevermögen eingesetzt wurden. Dies sind insbesondere eigene Planungs-
leistungen beim Neubau von Straßen. Die Leistungen erhöhen das Anlagevermögen und 
sind vom Finanzhaushalt an den Ergebnishaushalt zu erstatten. 

lfd. Nr. 10 - Sonstige ordentliche Erträge 
Die sonstigen ordentlichen Erträge umfassen z.B. Säumniszuschläge, Mahngebühren und 
Nebenforderungen aus Vollstreckungen sowie vermischte Erträge. 

Aufwendungen 
lfd. Nr. 12 - Personalaufwendungen 
Dies sind Aufwendungen für die Vergütung von Beamten und tariflich Beschäftigten. Bei 
dieser Aufwandsgruppe sind auch die Rückstellungen für Lohn- und Gehaltszahlungen für 
Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von Altersteilzeitarbeit und ähnlichen 
Maßnahmen auszuweisen. Der Personalaufwand steigt durch die erwartete Besoldungsan-
passung bei den Beamten und die Tariferhöhung für die Beschäftigten sowie Beförderungen 
und Stufensteigerungen. Daneben wurden Aufwendungen für dringend erforderliche Stellen-
schaffungen eingeplant. Im Nachtragshaushalt 2021 wurden für den Betrieb des Kreisimpf-
zentrums und für zusätzliche befristete Stellen für die Kontaktpersonennachverfolgung 2,48 
Mio. EUR eingestellt. Im Haushaltsplanentwurf 2022 sind für diese Aufgaben keine Mittel 
veranschlagt.  

Nach dem aktuellen Finanzkennzahlenvergleich des Landkreistags Baden-Württemberg 
vom September 2021 liegt der Landkreis Reutlingen bei den Personalaufwendungen mit 207 
EUR je Einwohner unverändert deutlich unter dem Durchschnitt der Landkreise in Baden-
Württemberg mit 240 EUR je Einwohner. 

-28-



Haushaltsplan 2022 

lfd. Nr. 13 - Versorgungsaufwendungen 
Hier werden die Aufwendungen für das ausgeschiedene Personal und deren Angehörigen 
inkl. Beihilfen veranschlagt. 

lfd. Nr. 14 - Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen umfassen alle Aufwendungen für empfange-
ne Sach- und Dienstleistungen von Dritten. Die Aufwendungen hängen mit der Produkter-
stellung wirtschaftlich zusammen. Dazu gehören die Aufwendungen für die Unterhaltung von 
Grundstücken, Gebäuden und Straßen, die Bewirtschaftung von Grundstücken und Gebäu-
den, Mieten und Pachten für Geräte, Anlagen und Räume, Fuhrpark, Aus- und Fortbildung, 
Verbrauchsmaterial, Öffentlichkeitsarbeit sowie Lehr- und Lernmittel. 

 

Unterhaltung und Bewirtschaftung von Grundstücken und baulichen Anlagen sowie 
Mieten und Pachten 
Für die Unterhaltung der Schulgebäude wurden Aufwendungen von 3,30 Mio. EUR einge-
plant. Für die Sanierung der Hans-Kern-Sporthalle, Reutlingen und der Sporthalle in Metzin-
gen wurden insgesamt 1,38 Mio. EUR in den Haushaltsplanentwurf eingestellt. 

Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermögens 
Hier werden im Wesentlichen Mittel für Sanierungsmaßnahmen an Straßen, Brücken und 
Bauwerken sowie für Hangsicherungsmaßnahmen an Kreisstraßen veranschlagt. Für den 
barrierefreien Umbau von fünf Bushaltestellen außerhalb von Ortschaften und einer Que-
rungsstelle wurden 0,84 Mio. EUR eingeplant. 

Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen 
Sämtliche Vermögensgegenstände mit einem Wert von bis zu 1.000 EUR ohne Mehrwert-
steuer sind im Ergebnishaushalt zu veranschlagen. 

Besondere Aufwendungen für Beschäftigte 
Die Aufwendungen für Aus- und Fortbildung, den Betriebsarzt und die Gesundheitsvorsorge 
werden erhöht. 

Aufwendungen für EDV 
Durch die weitere Digitalisierung erhöhen sich die Aufwendungen. 

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

5.039.200 6.232.500
1.464.400 1.988.250
1.244.850 1.238.390
4.334.910 4.072.910
4.740.200 4.882.835
1.069.059 1.073.260
1.160.100 1.226.550
4.154.920 4.545.924

938.270 1.019.880
550.000 550.000

2.485.000 1.299.450
27.180.909 28.129.949

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen

Bewirtschaftung der Grundstücke und baulichen Anlagen

Erwerb von geringwertigen Vermögensgegenständen

Aufwand für Lehr-, Unterrichts- und Lernmittel

Unterhaltung von Grundstücken und baulichen Anlagen
Unterhaltung des sonstigen unbeweglichen Vermögens
Haltung von Fahrzeugen und Unterhaltung des beweglichen Vermögens

Besondere Aufwendungen für Beschäftigte
Aufwendungen für EDV

Mieten und Pachten, Leasing

Sonstige Verwaltungs- und Betriebsaufwendungen
Summe

Streugut für Winterdienst
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lfd. Nr. 15 - Abschreibungen 
Die Abschreibungen erfassen den Werteverzehr für materielle und immaterielle Gegenstän-
de des Anlagevermögens. Mit ihrer Hilfe werden die für diese Güter anfallenden Anschaf-
fungs- bzw. Herstellungskosten erfolgswirksam auf mehrere Rechnungsperioden (Haus-
haltsjahre) aufgeteilt. 

Durch den Anstieg der Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men erhöht sich der Aufwand für die Abschreibungen. 

lfd. Nr. 16 - Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

Hierunter fallen die Zinsaufwendungen für die Überlassung von Fremdkapital. 

Durch die Entwicklungen am Kapitalmarkt und den Abbau der absoluten Verschuldung bis 
Ende 2021 wird ein geringerer Zinsaufwand geplant. 

lfd. Nr. 17 - Transferaufwendungen 
Transferaufwendungen sind Leistungen an private Haushalte, Unternehmen und öffentliche 
Gebietskörperschaften (Bund, Land, Gemeinden). Im Einzelnen handelt es sich um Zuwei-
sungen und Zuschüsse für laufende Zwecke (z.B. Sport und Kultur, Wirtschaftsförderung) 
und insbesondere um Sozialtransferleistungen (Sozial- und Jugendhilfeleistungen) und all-
gemeine Zuweisungen und Umlagen (KVJS-Umlage, FAG-Umlage). 

Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke 
Bei den Freiwilligkeitsleistungen wurde grundsätzlich eine Dynamisierung von 2,0 % einge-
plant. 
Daneben steigen die Aufwendungen durch gestiegene Kinderzahlen bei der Kinderbetreu-
ung sowie den Steigerungen bei der Schulsozialarbeit. Die Auszahlung der Ausgleichsleis-
tungen nach § 45a PBefG an die privaten Unternehmen werden hier ebenfalls veranschlagt. 
Die Bruttoaufwendungen für den Busverkehr Südlicher Landkreis (2,60 Mio. EUR), die Re-
giobuslinie Bad Urach - Münsingen und die Buslinie Münsingen - Trailfingen (0,58 Mio. 
EUR), den X3 eXpresso (0,58 Mio. EUR), die Linien 172, 102 und 202 (0,51 Mio. EUR), der 
Zuschuss für die Ermstalbahn (0,64 Mio. EUR), das Abo 25 (0,13 Mio. EUR), die Aufwen-
dungen für den Verkehrsverbund naldo (0,62 Mio. EUR) sowie die anteiligen Aufwendungen 
für die Projektgesellschaft Regionalstadtbahn von 0,39 Mio. EUR wurden hier eingestellt. 

Transferaufwendungen in der Sozial- und Jugendhilfe 
Die Transferaufwendungen bei den Sozialen Hilfen steigen von 70,11 Mio. EUR (2021) auf 
74,95 Mio. EUR (2022). Aufgrund der Entwicklung in 2021 wurden für die geduldeten Flücht-
linge 6,83 Mio. EUR eingeplant (2021: 6,27 Mio. EUR). Die erwarteten Zuweisungen des 

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

19.292.620 20.190.770

123.107.500 130.444.375
11.134.000 12.130.000
1.530.000 1.595.000

155.064.120 164.360.145

Transferaufwendungen

Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke an Land, Gemeinden,
Zweckverbände, Unternehmen und übrige Bereiche
Transferaufwendungen in der Sozial- und Jugendhilfe
FAG-Umlage
KVJS-Umlage
Summe
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Landes für diese Hilfeempfänger von 5,43 Mio. EUR decken nur einen Teil der Aufwendun-
gen ab. 

Die einzelnen Ansätze bei den Sozialen Hilfen entwickeln sich wie folgt: 

Bei der Kinder-, Jugend- und Familienhilfe entwickeln sich die Transferaufwendungen wie 
folgt:  

FAG-Umlage 
Im Haushaltsplanansatz ist die Verwendung der in der Jahresrechnung 2020 gebildeten 
Rückstellung für die FAG-Umlage von 3,19 Mio. EUR berücksichtigt. 

lfd. Nr. 18 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 
Hierzu gehören insbesondere die Aufwendungen für die Schülerbeförderung, die Erstattun-
gen der Sozialhilfeleistungen an die Stadt Reutlingen, die Kosten für die Unterkunft sowie 
die Kosten für die Sammlung, den Transport und die Verwertung bzw. Entsorgung der Abfäl-
le. Daneben enthält diese Aufwandsgruppe alle ordentlichen Aufwendungen, die nicht in den 
bereits beschriebenen Aufwandsgruppen 12 bis 17 und den außerordentlichen Aufwendun-
gen enthalten sind. 

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

70.108.000 74.952.475

6.220.200 6.052.300

10.285.000 10.909.500

9.137.500 9.540.825

42.738.100 46.836.500

*) ausschließlich Soziale Leistungen an natürliche Personen

Transferaufwendungen *)

Hilfe zur Pflege (Produkt 31.10.01)

Eingliederungshilfe (Produktgruppe 32.10)

Hilfe zum Lebensunterhalt und zur Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(Produkte 31.10.05 und 31.10.08)
Hilfen für Flüchtlinge (Produktgruppe 31.30)

Soziale Hilfen (Produktbereiche 31 und 32)
davon entfallen auf:

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

52.999.500 55.491.900

1.531.800 1.046.500
51.467.700 54.445.400

*) ausschließlich Soziale Leistungen an natürliche Personen

Transferaufwendungen *)

Kinder-, Jugend- und Familienhilfe (Produktbereich 36)
davon entfallen auf:
Kinder-, Jugend- und Familienhilfe (Produktbereich 36) - UMA
Kinder-, Jugend- und Familienhilfe (Produktbereich 36) - sonstige (ohne UMA)
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Sonstige Personalaufwendungen und Aufwendungen für ehrenamtliche Tätigkeit 
Im Zusammenhang mit der Durchführung des Zensus steigen die sonstigen Personalauf-
wendungen um 227,06 TEUR auf 464,80 TEUR in 2022.  

Rechts- und Beratungskosten 
Durch die Änderungen zum Kontenrahmen und den Zuordnungsvorschriften dürfen bei den 
Rechts- und Beratungskosten nur noch Gerichts-, Anwalts-, Notar-, Gerichtsvollzieher- und 
ähnliche Kosten gebucht werden. Die Aufwendungen für Beratungs-, Planungs- und Sach-
verständigenleistungen sind bei den Geschäftsaufwendungen als sonstige Beratungsleis-
tungen zu veranschlagen. 

Schülerbeförderung 
Die Aufwendungen für die Schülerbeförderung im südlichen Landkreis werden seit 2020 bei 
den Transferaufwendungen veranschlagt. Durch die jährlichen Tarifanpassungen sowie hö-
here Erstattungen an andere Landkreise im Sonderschulverkehr steigen die Aufwendungen. 

Erstattung Sozialhilfeleistungen an die Stadt Reutlingen 
Die Erstattungen für die Delegationsaufwendungen der Stadt Reutlingen steigen um 6,19 
Mio. EUR (10,38 %) von 59,64 Mio. EUR auf 65,82 Mio. EUR. Bei den wesentlichen Leis-
tungen ergeben sich folgende Veränderungen: 

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

237.740 464.795
277.500 323.000

7.279.000 7.310.000
382.560 396.640

4.177.900 3.731.220

745.700 725.390
405.000 356.400

1.157.390 1.148.300
276.960 88.000
395.500 395.500

59.636.500 65.824.650
1.485.250 1.453.100

38.272.000 34.524.900
10.051.800 11.158.432

0 0
2.017.950,00 1.406.950,00

5.000 5.000
126.803.750 129.312.277

Sonstige ordentliche Aufwendungen

Sonstige Personalaufwendungen und Aufwend. für ehrenamtliche Tätigkeit

Aufwendungen für Sammlung, Transport und Verwertung bzw. Entsorgung
der Abfälle

Summe
Übrige sonstige Aufwendungen
Erstattungen an übrige Bereiche

Rechts- und Beratungskosten
Schülerbeförderung
Mitgliedsbeiträge
Geschäftsaufwendungen (Bürobedarf/Fachliteratur/Vordrucke/Anzeigen/Sonstige 
Beratungsleistungen)
Aufwand für Porto und Telekommunikation
Dienstreisen
Versicherungen und Schadensfälle
Erstattungen für Personal an Land (VRG)
Erstattungen an private Unternehmen für Winterdienst
Erstatt. Sozialhilfeleist. an die Stadt Reutlingen im Rahmen der Delegation
Erstattung an andere Träger der Sozial- und Jugendhilfe
Grundsicherung für Arbeitsuchende

Abdeckung Betriebsverluste Kreiskliniken Reutlingen GmbH

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

7.255.000 7.537.100

12.400.000 12.900.000

34.340.000 39.850.000

*) ausschließlich Soziale Leistungen an natürliche Personen

Eingliederungshilfe (Produktgruppe 32.10)

Erstattungsleistungen *)

Hilfe zur Pflege (Produkt 31.10.01)
Hilfe zum Lebensunterhalt und zur Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
(Produkte 31.10.05 und 31.10.08)
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Grundsicherung für Arbeitsuchende 
Bei der Grundsicherung für Arbeitsuchende wurden die aktuellen Entwicklungen berücksich-
tigt. 

Aufwendungen für die Sammlung, Transport und Verwertung bzw. Entsorgung der 
Abfälle 
Insbesondere durch den Anstieg der Abfallmengen, der Anpassung der Sammlungs- und 
Transportentgelte (Preisgleitklausel), der Anpassung der Aufwendungen für den Betrieb des 
Komposthofs, der Einführung einer weiteren Tour bei der Problemstoffabfuhr und der Ände-
rung der Abwicklung der Verwertung von Papier/Pappe/Kartonagen steigen die Aufwendun-
gen um 1,11 Mio. EUR (11,01 %). 

Erstattung an übrige Bereiche 
Für die Durchführung der Landtags- und Bundestagswahl in 2021 waren im Plan 2021 Er-
stattungen für die Städte und Gemeinden in Höhe von 445 TEUR veranschlagt. Daneben 
waren im Plan 2021 Aufwendungen für das Kreisimpfzentrum von 190 TEUR eingeplant. 

lfd. Nr. 24 - Veranschlagtes Gesamtergebnis 

Der Gesamtergebnishaushalt schließt mit einem Ergebnis von 1,13 Mio. EUR ab.  

Die zu erwirtschaftenden Abschreibungen (abzüglich Auflösung von Zuweisungen) von ca. 
6,79 Mio. EUR sind durch den Abbau der absoluten Verschuldung in den letzten Jahren um 
ca. 1,39 Mio. EUR höher als die in der Vergangenheit im Verwaltungshaushalt zu erwirt-
schaftende Mindestzuführung in Höhe der ordentlichen Kredittilgung von 5,40 Mio. EUR 
(2021: 6,30 Mio. EUR). 
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3.3.7 Gesamtfinanzhaushalt – Übersicht über die Ein- und Auszahlungen des Haus-
halts 2022 

Die Ein- und Auszahlungen des Gesamtfinanzhaushalts ergeben sich aus der nachfolgen-
den Übersicht: 

Gesamtfinanzhaushalt 

lfd. 
Nr. Einzahlungs- und Auszahlungsarten Plan 2021 

in EUR 
Entwurf 2022 

in EUR 
1. + Steuern und ähnliche Abgaben 2.390.000 2.840.000 

2. + Zuwendungen und allgemeine Umlagen 319.526.922 331.738.430 

3. + Sonstige Transfereinzahlungen 6.929.350 7.724.650 

4. + Entgelte für öffentliche Leistungen oder Einrichtungen 11.389.100 11.890.850 

5. + Sonstige privatrechtliche Leistungsentgelte 1.570.100 1.663.450 

6. + Kostenerstattungen und Kostenumlagen 41.601.250 35.540.320 

7. + Zinsen und ähnliche Einzahlungen 1.549.000 1.548.000 

8. + Sonstige haushaltswirksame Einzahlungen 165.900 163.600 

9. = Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 385.121.622 393.109.300 

10. - Personalauszahlungen 63.196.482 63.753.839 

12. - Auszahlungen für Sach- und Dienstleistungen 27.114.509 28.062.199 

13. - Zinsen und ähnliche Auszahlungen 1.022.080 902.080 

14. - Transferauszahlungen 156.962.120 167.546.145 

15. - Sonstige haushaltswirksame Auszahlungen 126.803.750 129.312.277 

16. = Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 375.098.941 389.576.540 

17. = Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf des Ergebnishaushalts 10.022.681 3.532.760 

18. + Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 4.800.700 5.566.000 

20. + Einzahlungen aus Veräußerung von Sachvermögen 106.500 81.000 

21. + Einzahlungen aus Veräußerung Finanzvermögen 41.000 41.000 

23. = Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 4.948.200 5.688.000 

24. - Auszahlungen für Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 20.050.000 20.650.000 

25. - Auszahlungen für Baumaßnahmen 9.374.000 6.573.000 

26. - Auszahlungen für den Erwerb von beweglichen Vermögensge-
genständen 2.814.400 3.123.000 

28. - Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen 4.783.050 5.935.000 

30. = Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 37.021.450 36.281.000 

31. = Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf aus 
Investitionstätigkeit -32.073.250 -30.593.000

32. = Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss/-bedarf -22.050.569 -27.060.240

33. + 
Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten, wirtschaftlich 
vergleichbaren Vorgängen und inneren Darlehen für Investitio-
nen 

10.100.000 28.400.000 

34. - Auszahlungen für die Tilgung von Krediten, wirtschaftlich ver-
gleichbaren Vorgängen und inneren Darlehen für Investitionen 19.400.000 10.400.000 

35. = Saldo aus Finanzierungstätigkeit -9.300.000 18.000.000 

36. = Veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbestands -31.350.569 -9.060.240

-34-



Haushaltsplan 2022 

3.3.7.1 Erläuterungen zu den einzelnen Ein- und Auszahlungen 

lfd. Nr. 17 - Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf des Ergebnishaushalts 
Um den Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf aus der lfd. Verwaltungstätigkeit zu erhalten, 
müssen die ordentlichen Erträge und Aufwendungen des Ergebnishaushalts um die nicht 
zahlungswirksamen Erträge und Aufwendungen bereinigt werden. 

lfd. Nr. 18 - Einzahlungen aus Investitionszuwendungen 
Unter dieser Position werden die erhaltenen Zuschüsse aus Investitionszuwendungen aus-
gewiesen. 

2022 werden Zuwendungen bzw. Zuschüsse für das digitale Alarmierungssystem (105 
TEUR), für die Generalsanierung der Theodor-Heuss-Schule (1.500 TEUR), für die Sanie-
rung der Berufsschule Münsingen (840 TEUR), für die Digitalisierung der Schulen (960 
TEUR), für die Kreiskliniken (Investitionsausschüttung KSK 1.000 TEUR), Ausbau mit Bau 
Radweg K 6715 Mittelstadt-Bempflingen (680 TEUR), für den Ausbau der K 6742 Huldstet-
ten-Geisingen (20 TEUR), K 6747 Radweg Pfronstetten-Aichelau (115 TEUR) sowie für den 
Erwerb von beweglichen Vermögen der Straßenmeistereien (346 TEUR) eingeplant. 

lfd. Nr. 20 - Einzahlungen aus der Veräußerung von Sachvermögen 

Betreffen Veräußerungserlöse für Fahrzeuge und Geräte. 

lfd. Nr. 21 - Einzahlungen aus der Veräußerung von Finanzvermögen 
Sind Rückflüsse aus gewährten Darlehen für den Bau von Pflegeheimen. 

lfd. Nr. 24 - Auszahlungen für den Erwerb von Grundstücken und Gebäuden 
Für den Erwerb des neuen Verwaltungsgebäudes wurden entsprechend den vereinbarten 
Zahlungsraten Mittel von 20.000 TEUR eingestellt. Daneben wurden für den Erwerb der 
Straßenmeisterei Eningen 600 TEUR und den Erwerb von Grundstücken zum Ausbau von 
Radwegen und Straßen 50 TEUR eingeplant. 

Plan 2021
in EUR

Entwurf 2022
in EUR

Ordentliches Ergebnis 6.351.458 1.126.765
zuzüglich Abschreibungen 8.396.268 8.618.645
zuzüglich Aufwand für Nachsorgerückstellung 66.400 67.750
zuzüglich Zuführung zur Rückstellung für Altersteilszeit 143.919 303.776
abzüglich Ertrag aus Gebührenrückstellung -961.500 -1.404.750
abzüglich Ertrag aus Entnahme ordentliche Rücklage 0 0
abzüglich Auflösung von Beiträgen und Zuschüssen -1.932.158 -1.827.082
abzüglich Auflösung von sonstigen SoPo -53.706 -96.343
abzüglich aktivierter Eigenleistungen -90.000 -70.000
abzüglich Inanspruchnahme Rückstellung für Anstieg FAG-Umlage -1.898.000 -3.186.000
Zahlungsmittelüberschuss/-bedarf des Ergebnishaushalts 10.022.681 3.532.760
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lfd. Nr. 25 - Auszahlungen für Baumaßnahmen 
Für folgende größere Vorhaben wurden im Haushaltsplan Mittel eingeplant: 

Theodor-Heuss-Schule Generalsanierung (2.900 TEUR), 
Sanierung Berufsschule Münsingen (2.000 TEUR), 
Planungsrate Sanierung Straßenmeisterei Eningen (200 TEUR), 
K 6715 Ausbau Mittelstadt-Bempflingen mi Radweg (500 TEUR),  
K 6742 Ausbau Huldstetten-Geisingen mit Bau Geh- und Radweg (200 TEUR),  
K 6750 Radweg Burg Derneck (15 TEUR),  
K 6751 Sanierung Anhausen-Erbstetten (50 TEUR), 
K 6706 Sanierung Wittlinger Steige Bauabschnitte II und III (75 TEUR), 
K 6769 Sanierung OD Hundersingen 2. Bauabschnitt (100 TEUR), 
K 6716 OD Gniebel und Gniebel-Dörnach Kanalbeitrag (65 TEUR), 
K 6731 Willmandingen Kanalbeitrag (80 TEUR), 
K 6769 Hundersingen Kanalbeitrag (250 TEUR), 
Umsetzung Radverkehrskonzept (68 TEUR). 

lfd. Nr. 26 - Auszahlungen für den Erwerb von beweglichem Sachvermögen 
Die geplanten Auszahlungen von 3.123 TEUR liegen über dem Ansatz 2021 von 2.814 
TEUR. 

Für die Ersatzbeschaffung von Geschwindigkeitsmesstechnik wurden 285 TEUR (2021: 160 
TEUR) und für die Erneuerung des digitalen Alarmierungsnetzes wurden 145 TEUR (2021: 
140 TEUR) eingeplant. Bei den Schulen wurden für Beschaffungen 1.739 TEUR (2021: 
1.655 TEUR) und für Ersatzbeschaffungen bei den Straßenmeistereien wurden 600 TEUR 
(2021: 600 TEUR) veranschlagt. 

lfd. Nr. 28 - Auszahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen 
Für die Förderung folgender Maßnahmen wurden Mittel eingeplant: 

Integrierte Leitstelle: Erneuerung der Technik 15 TEUR, Investitionsmaßnahmen der Kreis-
kliniken Reutlingen GmbH 4.000 TEUR und die Regionalstadtbahn Modul 1 1.920 TEUR. 

lfd. Nr. 32 - Veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss/ -bedarf 
Die Summe des Zahlungsmittelüberschusses des Ergebnishaushalts (Nr. 17) und des Sal-
dos aus Investitionstätigkeit (Nr. 31) ergibt für das Jahr 2022 einen veranschlagten Finanzie-
rungsmittelbedarf von 27,06 Mio. EUR (2021: 22,05 Mio. EUR). 

lfd. Nr. 35 - Saldo aus Finanzierungstätigkeit 
Für 2022 sind Kreditneuaufnahmen von 23,40 Mio. EUR geplant. Für die Umschuldung lau-
fender Darlehen wurden Einzahlungen und Auszahlungen von 5,0 Mio. EUR veranschlagt. 

Für die ordentlichen Tilgungen von Darlehen wurden 5,40 Mio. EUR (2021: 6,30 Mio. EUR) 
in den Haushalt eingestellt. 
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Der prognostizierte Schuldenstand (ohne Kassenkredite) zum 31.12.2021 von 44,86 Mio. 
EUR soll bis Ende 2022 auf 62,86 Mio. EUR ansteigen. 

lfd. Nr. 36 - Finanzierungsmittelbestand (Änderung) 
Im Finanzhaushalt wird ein Defizit von 9,06 Mio. EUR (2021: -31,35 Mio. EUR) ausgewie-
sen. 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite in Höhe von 40 Mio. EUR, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, soll jedoch nicht erhöht werden.        
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3.3.8 Teilhaushalte – Schwerpunkte 

Teilhaushalt 1 – Innere Verwaltung 

Im Teilhaushalt 1 sind überwiegend Haushaltsmittel für die Service- und Steuerungsleistun-
gen für die gesamte Verwaltung veranschlagt. 

Produktgruppe 11.24 - Grundstücks- und Gebäudemanagement 

Neues Verwaltungsgebäude für das Landratsamt 
Der Kreistag hat am 21.07.2021 (KT-Drucksachen Nr. X-0333/2 bis 0333/3) unter anderem 
beschlossen, das verbindliche Kaufangebot des Bieters Georg Reisch GmbH & Co. KG für 
den Neubau eines Verwaltungsgebäudes für das Landratsamt Reutlingen zum Gesamtpreis 
von 162,38 Mio. EUR anzunehmen.  

Im Investitionsprogramm ist die Maßnahme entsprechend dem vereinbarten Zahlungsplan 
wie folgt veranschlagt: 

2021:  20,0 Mio. EUR 
2022:  20,0 Mio. EUR 
2023:  32,0 Mio. EUR 
2024:  32,0 Mio. EUR 
2025:  38,0 Mio. EUR 
Summe: 142,0 Mio. EUR 

Die Mittel zur Finanzierung der weiteren fällig werdenden Auszahlungen werden in 2026 
veranschlagt. 

Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber und Flüchtlingen Carl-Zeiss-Straße 17, 
Reutlingen Betzingen 
Mit Beschluss vom 09.12.2019 hat der Verwaltungsausschuss (KT-Drucksache Nr. X-0096) 
der Vergabe von Abrissarbeiten zugestimmt. Das Gebäude konnte aufgrund des baulichen 
Zustands nicht mehr als Gemeinschaftsunterkunft genutzt werden. Für die vorläufige Unter-
bringung von Asylbewerbern und Flüchtlingen in Gemeinschaftsunterkünften besteht weiter-
hin ein erheblicher Bedarf. Die Verwaltung steht daher hinsichtlich der Bauleitplanung im 
Kontakt mit der Stadt Reutlingen, damit auf dem Grundstück eine Gemeinschaftsunterkunft 
sowie eine Freifläche für mobile Raumsysteme erstellt werden können. Es ist geplant, dem 
Kreistag für die Realisierung ein europaweites Vergabeverfahren mit den Varianten Miete, 
Miete mit Kaufoption oder Kauf vorzuschlagen. 

Gebäudebewirtschaftungskosten 
Auf Basis der aktuellen Preisentwicklung wurde mit steigenden Energiekosten kalkuliert. 

Gebäudeunterhaltung 
Bei den Verwaltungsgebäuden in Reutlingen wurden im Hinblick auf den Neubau nur die 
notwendigsten Maßnahmen aufgenommen. 
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Teilhaushalt 3 - Schule, Kultur und Sport 

Produktgruppe 21.20 und 21.30 - Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungs-
zentren sowie berufsbildende Schulen 
Aufgrund der Lage am Lehrstellenmarkt und der demografischen Entwicklung ist die Schü-
lerzahl nur schwer planbar. Noch schwerer wird die Prognose durch die unsichere wirt-
schaftliche Entwicklung und die immer noch nicht vorhersehbaren Folgen der Corona-
Pandemie für den Ausbildungsmarkt. 

Ein Schwerpunkt der künftigen Schulentwicklung ist weiterhin die Digitalisierung und die 
damit verbundene Verwendung von neuen Medien im Unterricht. Basis sind die von den 
Schulen gemeinsam mit dem Kreismedienzentrum und der Verwaltung entwickelten Medi-
enentwicklungspläne, die für alle beruflichen Schulen des Landkreises Reutlingen vorliegen. 
Medienentwicklungspläne zeigen auf Basis der Bildungspläne und den Anforderungen an 
die Ausbildung durch die Wirtschaft den pädagogischen Bedarf auf und die daraus resultie-
rende Ausstattung. Diese Pläne sind gleichzeitig Voraussetzung für den Abruf von Förder-
mitteln. Mit der KT-Drucksache Nr. X-0115 wurde dem Medieneinsatz an den beruflichen 
Schulen des Landkreises und den dazu erforderlichen Maßnahmen zur Digitalisierung zuge-
stimmt. Die Verwaltung wurde beauftragt, die Bereitstellung und den Betrieb eines Wide 
Area Network (WAN) sowie die Leistungen zum Betrieb der Verwaltungsserver auszuschrei-
ben. Die Einrichtung und der Betrieb des WAN wurde an die FairNetz GmbH, Reutlingen 
(KT-Drucksache Nr. X-0240) vergeben. Die Vergabe der Lieferung von Hardware und des 
Betriebs eines Rechenzentrums für die Schulen des Landkreises soll mit Beschluss des 
Kreistags (KT-Drucksache Nr. X-0357) vergeben werden. Die erforderlichen Mittel wurden 
im Haushaltsplanentwurf veranschlagt. 

Gebäudeunterhaltung 
Für die Unterhaltung von Grundstücken und baulichen Maßnahmen wurde 3,30 Mio. EUR 
eingeplant. Schwerpunkte sind vor allem Sanierungen im technischen/energetischen Be-
reich. 

Beschaffungen von beweglichem Sachvermögen 
Es wurden vor allem Mittel für dringend erforderliche Ersatzbeschaffungen und den Ausbau 
der Digitalisierung veranschlagt. 

Bauinvestitionen 
Für die Generalsanierung der Beruflichen Schule Münsingen wurden 2,0 Mio. EUR veran-
schlagt. Für die Generalsanierung der Theodor-Heuss-Schule wurden 2,90 Mio. EUR einge-
stellt. Daneben sind Verpflichtungsermächtigungen für die Generalsanierung der Theodor-
Heuss-Schule vorgesehen.  

Produktgruppe 21.50 - Sonstige Schulische Aufgaben/Einrichtungen 
Diese Produktgruppe umfasst u.a. Mittel für die Öffentlichkeitsarbeit, die Kreismedienzentren 
und die Betriebe gewerblicher Art. Das Kreismedienzentrum geht im Bereich Digitalisierung 
offensiv durch Beratung die Unterstützung der Schulträger der allgemein bildenden Schulen 
im Landkreis Reutlingen an und unterstützt insbesondere bei der Erstellung von Medienent-
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wicklungsplänen. Landesweit führend ist das Kreismedienzentrum beim sogenannten „mobi-
le device management“ und wird damit Strukturen zur Unterstützung der Schulträger schaf-
fen. Unter diesem Projekt versteht man die Betreuung der mobilen Endgeräte, die im digita-
lisierten Unterricht verwendet werden. 

Produktgruppe 25.21 - Kreisarchiv 
Arbeitsschwerpunkte sind weiterhin die Langzeitarchivierung, Unterstützung bei der Einfüh-
rung des Dokumentenmanagements, der neue Aktenplan und neue Ansätze bei der Kultur-
arbeit. 

Produktgruppe 26.10, 26.20, 27.40, 28.10, 42.10 - Kultur, Sport 
Bei der Förderung der Kultur, des Sports und der Erwachsenenbildung wurde entsprechend 
den Beschlüssen des Kreistags (u.a. KT-Drucksachen Nrn. IX-0574 bis IX-0574/13) eine 
Dynamisierung in Höhe von 2 % eingeplant. 
Für die Sanierung der Hans-Kern-Sporthalle, Reutlingen und der Sporthalle in Metzingen 
wurden im Ergebnishaushalt 1,38 Mio. EUR eingestellt. 

Teilhaushalt 4 - Soziale Hilfen und Schwerbehindertenrecht und 
Teilhaushalt 5 - Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
Sozialhaushalt 2022 

Teilhaushalt 4 - Soziale Hilfen und Schwerbehindertenrecht 

Der Nettoressourcenbedarf für den Teilhaushalt 4 beträgt im Jahr 2022 117,13 Mio. EUR. 
Dies entspricht einer Erhöhung gegenüber dem Planansatz des Vorjahres um 11,4 Mio. 
EUR (10,77 %). 

Produkt-
bereich 31

Soziale
Hilfen

EUR

Produkt-
bereich 32

Ein-
gliederungs-

hilfe

EUR

Produkt-
bereich 37
Schwer-

behinderten-
recht und

soziales Ent-
schädigungs-

recht

EUR

Produkt-
bereich 36

Kinder-,
Jugend-

und
Familien-

hilfe

EUR

Status-Quo-
Ausgleich
§ 22 FAG

Produktgruppe
61.10

EUR

Umlage
KVJS

Produktgruppe
61.10

EUR

Summe

EUR

Belastung
je Kreis-

einwohner

EUR

Ordentliche Erträge 69.911.804 10.484.746 700 19.104.970 6.600.000 0 106.102.220 369,13

Ordentliche Aufwendungen -97.709.409 -90.764.815 -1.215.131 -72.881.261 0 -1.595.000 -264.165.616 -919,04

Ordentliches Ergebnis -27.797.605 -80.280.070 -1.214.431 -53.776.291 6.600.000 -1.595.000 -158.063.397 -549,91

Kalkulatorisches Ergebnis -7.116.416 -555.002 -161.647 -3.425.544 -11.258.609 -39,17

Nettoressourcenbedarf/
-überschuss -34.914.020 -80.835.072 -1.376.079 -57.201.834 6.600.000 -1.595.000 -169.322.005 -589,08

Entwurf 2022
117,13 Mio. EUR

Nettoressourcenbedarf
Plan 2021

105,73 Mio. EUR

-40-



Haushaltsplan 2022 

Der Aufwand für die Transferleistungen liegt bei 169,48 Mio. EUR und steigt damit gegen-
über dem Plan 2021 um rund 7,08 Mio. EUR (4,36 %). 

Die ordentlichen Erträge reduzieren sich von 83,69 Mio. EUR um 3,29 Mio. EUR (3,94 %) 
auf 80,40 Mio. EUR in 2022. 

Die wesentlichen Veränderungen werden bei den nachfolgenden Produktgruppen bzw. Pro-
dukten dargestellt.  

Produktgruppe 31.10.01 - Hilfe zur Pflege 

Der Nettoressourcenbedarf für das Produkt 31.10.01 beträgt im Jahr 2022 13,95 Mio. EUR. 
Dies entspricht einer Erhöhung gegenüber dem Planansatz des Vorjahres um 0,07 Mio. 
EUR (0,50 %). 

Das von Bundestag am 11.06.2021 verabschiedete Gesundheitsversorgungsweiterentwick-
lungsgesetz (GVWG) soll sicherstellen, dass alle Pflegekräfte in Pflegeeinrichtungen nach 
Tarif entlohnt werden. Außerdem sollen Pflegebedürftige, gestaffelt nach der Verweildauer in 
Pflegeeinrichtungen, entlastet werden. Dazu zahlt die Pflegeversicherung künftig neben dem 
nach Pflegegrad differenzierten Leistungsbetrag einen Zuschlag. Es kann noch nicht abge-
sehen werden, ob und inwieweit sich das GVWG auf die Aufwendungen der Hilfe zur Pflege 
auswirken wird. Es wird daher zunächst von keiner Steigerung der Aufwendungen ausge-
gangen. 

Das zum 01.01.2020 in Kraft getretene Angehörigenentlastungsgesetz hat geringere Aus-
wirkungen auf die Aufwendungen in der Hilfe zur Pflege als zunächst erwartet. Statt einem 
sprunghaften Anstieg der Fallzahlen ist aufgrund des Angehörigenentlastungsgesetzes nur 
eine moderate Fallzahlensteigerung zu verzeichnen. Demgegenüber steht ein Fallrückgang 
während der Corona-Pandemie. 

Für den Haushalt 2022 wird daher im Bereich der Hilfe zur Pflege nur mit einer geringen 
Erhöhung des Zuschussbedarfs gerechnet.  

Produktgruppe 31.20 - Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II 

Entwurf 2022
13,95 Mio. EUR

Plan 2021
Nettoressourcenbedarf

13,88 Mio. EUR

Entwurf 2022
8,06 Mio. EUR

Plan 2021
8,21 Mio. EUR

Nettoressourcenbedarf
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Der Nettoressourcenbedarf für die Produktgruppe 31.20 beträgt im Jahr 2022 8,06 Mio. 
EUR. Dies entspricht einer Reduzierung gegenüber dem Planansatz des Vorjahres um 0,15 
Mio. EUR (1,87 %). 

Die ordentlichen Erträge reduzieren sich von 33,66 Mio. EUR um 3,58 Mio. EUR (10,64 %) 
auf 30,08 Mio. EUR in 2022. 

Im Jahr 2022 wird im SGB II von durchschnittlich 5.600 Bedarfsgemeinschaften (Vorjahr: 
6.500 Bedarfsgemeinschaften) ausgegangen. Der Rückgang der Fallzahlen ist der überra-
schend guten konjunkturellen Erholung nach der coronabedingten Bundes-Notbremse und 
dem sukzessiven Ausbau der Impfkampagne geschuldet. Dadurch erfolgen weniger Übertrit-
te ins SGB II von Fällen, die bisher ALG I bezogen haben bzw. bei denen das Kurzarbeiter-
geld ausläuft.  

Durch das von der Bundesregierung erlassene Gesetz zur finanziellen Entlastung der Kom-
munen und der Neufestlegung der landesspezifischen Werte nach der Bundesbeteiligungs-
Festlegungsverordnung 2021 liegt die Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft nach 
§ 46 SGB II im Jahr 2022 voraussichtlich nur noch bei 71,5 % (2020: 75,6 %, 2021: 74,4 %).
Sie setzt sich wie folgt zusammen:
- Sockel der Bundesbeteiligung 31,6 % (2021: 31,6 %)
- Beteiligung zur Stärkung Kommunalfinanzen 10,2 % (2021: 1,2 %)
- Beteiligung für das Bildungs- und Teilhabepaket 4,7 % (2021: 4,7 %)
- Beteiligung für fluchtbedingte Unterkunftskosten 0 % (2021: 11,9 %)
- Beteiligung aus dem Konjunktur- und Krisenbewältigungspaket 25 % (2021: 25 %)

An den fluchtbedingten Unterkunftskosten (2021: 11,9 %) beteiligt sich der Bund ab 2022 
nicht mehr. Dies führt im Jahr 2022 zu Mindereinnahmen von 1,23 Mio. EUR, die sich in 
2023 auf ca. 2,7 Mio. EUR erhöhen werden. 

Produktgruppe 31.30 - Hilfe für Flüchtlinge und Aussiedler 

Der Nettoressourcenbedarf für die Produktgruppe 31.30 beträgt im Jahr 2022 1,91 Mio. 
EUR. Dies entspricht einer Reduzierung gegenüber dem Planansatz des Vorjahres um 0,71 
Mio. EUR (27,28 %). 

Die ordentlichen Erträge steigen von 7,31 Mio. EUR um 1,09 Mio. EUR (14,91 %) auf 8,40 
Mio. EUR in 2022. 

Zu den Empfängern von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz gehören neben 
den Asylbewerbern auch geduldete Ausländer sowie Kriegs- und Bürgerkriegsflüchtlinge. 

Entwurf 2022
1,91 Mio. EUR

Plan 2021
2,62 Mio. EUR

Nettoressourcenbedarf

-42-



Haushaltsplan 2022 

Den Planungen für den Haushaltsplan wurden bei dieser Produktgruppe folgende durch-
schnittliche Personenzahlen zu Grunde gelegt: 

Plan 2021 Entwurf 2022 
Vorläufige Unterbringung 500 465 
Anschlussunterbringung 950 965 

Die Transferaufwendungen für die Personen in der vorläufigen Unterbringung wurden kos-
tenneutral geplant. 

Für geduldete Ausländer, die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten, 
wurden Zuweisungen vom Land in Höhe von 5,43 Mio. EUR veranschlagt. 

Produktgruppe 32.10 - Eingliederungshilfe 

Der Nettoressourcenbedarf für die Produktgruppe 32.10 beträgt im Jahr 2022 80,84 Mio. 
EUR. Dies entspricht einer Erhöhung gegenüber dem Planansatz des Vorjahres um 9,47 
Mio. EUR (13,27 %).  

Die ordentlichen Erträge erhöhen sich von 10,21 Mio. EUR um 0,28 Mio. EUR (2,71 %) auf 
10,48 Mio. EUR in 2022. 

Die Umsetzung des Bundesteilhabgesetzes (BTHG) hat erhebliche Auswirkungen auf die 
Aufwendungen und Erträge in der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX. 
Ein zentrales Element der Umsetzung des Bundesteilhebegesetzes ist der zum 01.01.2021 
in Kraft getretene Landesrahmenvertrag Baden-Württemberg. Auf der Grundlage des Lan-
desrahmenvertrags müssen für alle Angebote der Eingliederungshilfe neue Leistungs- und 
Vergütungsvereinbarungen abgeschlossen werden.  
Der Rahmenvertrag bietet den Vertragspartnern dabei eine große Flexibilität bei der Ausge-
staltung der Leistungsvereinbarungen und der zugrunde zu legenden Leistungssystematik. 
Aufgrund der sehr kontrovers geführten, langwierigen Verhandlungen der Leistungserbrin-
ger- und der Leistungsträgerseite auf Landesebene ist damit zu rechnen, dass ein Großteil 
der neuen Leistungsvereinbarungen erst im Laufe des Jahres 2022 abgeschlossen und die 
Finanzierung der Angebote der Eingliederungshilfe durch eine Verlängerung der Über-
gangsvereinbarung gesichert wird.  

Von den Ergebnissen dieses Verhandlungsprozesses und vom Zeitpunkt der Umsetzung 
wird es abhängen, wie groß die finanziellen Auswirkungen auf den Haushalt 2022 und die 
Folgejahre sein werden. 

Die gesetzlich festgeschriebene Leistungsverbesserung und -ausweitung für Menschen mit 
Behinderungen und die Vorgaben des Landesrahmenvertrags, insbesondere zu Personal-

Entwurf 2022
80,84 Mio. EUR

Plan 2021
71,37 Mio. EUR

Nettoressourcenbedarf
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schlüsseln und zur Bepreisung der Leistungen, lassen jedoch keinen Zweifel daran, dass in 
der Eingliederungshilfe mit einer enormen Steigerung der Aufwendungen zu rechnen ist. 

Bei der Planung der Haushaltsansätze wurde angenommen, dass eine Umsetzung des Lan-
desrahmenvertrags nicht bereits schon zum 01.01.2022 erfolgt. Hier besteht ein Haus-
haltsrisiko. 

Ein weiterer Faktor für die Steigerung der Aufwendungen in der Eingliederungshilfe ist die in 
den vergangenen Jahren zu verzeichnende, eklatante Zunahme von schulischen Inklusio-
nen.  
Insbesondere in den Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ) ist für 
eine steigende Zahl von Schülern eine Beschulung nur noch mit einer ständigen Begleitung 
durch eine zusätzliche pädagogische Fachkraft möglich.  
Während das Land für schulische Inklusionen in der Regelschule auf Grundlage des „Geset-
zes zum Ausgleich kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion“ einen finanziel-
len Ausgleich leistet, konnte dies für den Bereich der SBBZ bis heute trotz intensiver Ver-
handlungen mit dem Land nicht erreicht werden.  

Teilhaushalt 5 - Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 

Produktbereich 36 - Kinder- und Jugendhilfe 

Der Nettoressourcenbedarf für den Produktbereich 36 - Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 
beträgt im Jahr 2022 57,20 Mio. EUR. Dies entspricht einer Erhöhung gegenüber dem Plan-
ansatz des Vorjahres um 2,78 Mio. EUR (5,10 %). Der Aufwand für die Transferleistungen 
liegt bei 56,18 Mio. EUR und steigt damit gegenüber dem Plan 2021 um rund 2,51 Mio. EUR 
(4,68 %). Die ordentlichen Erträge erhöhen sich von 18,33 Mio. EUR um 0,77 Mio. EUR 
(4,23 %) auf 19,10 Mio. EUR in 2022. 

Insbesondere folgende Rahmenbedingungen werden das Haushaltsergebnis 2022 wieder 
beeinflussen: 

1. Die Kostensteigerungen durch die Verhandlungen der Kostensätze, sowohl für die ge-
samten ambulanten Hilfen als auch die Tagessätze für die stationären Plätze sind nur
bedingt steuerbar.

2. Durch die Umsetzung der Inklusion und insbesondere durch den zunehmend geäußerten
Wunsch von Eltern nach Beschulung ihres Kindes in einer Regelschule wird die
Jugendhilfe für die Kosten der Schulbegleitung als Ausfallbürge für die Schulverwaltung
des Landes vermehrt in Anspruch genommen werden.

Entwurf 2022
57,20 Mio. EUR

Plan 2021
Nettoressourcenbedarf
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Die inzwischen gesetzlich geregelte Kostenerstattung des Landes erfolgt jeweils im 
September eines Kalenderjahres für das vergangene Schuljahr. Sie ist nicht 
kostendeckend. Für 2022 wird mit Aufwendungen in Höhe von 5,5 Mio. EUR gerechnet, 
die Erstattung des Landes wurden mit 1,2 Mio. EUR veranschlagt. Zusätzlich werden sich 
im Bereich der Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche auch 
Änderungen durch das BTHG ergeben. Die jugendhilferechtlichen Verfahren sind im 
Hinblick auf die geänderten rechtlichen Bestimmungen laufend anzupassen. 

3. Die Umsetzung des Bundeskinderschutzgesetzes und die Weiterentwicklung der „Frühen
Hilfen“ werden weitere finanzielle Auswirkungen haben. Es ist davon auszugehen, dass
25 % der Familien, die im Rahmen der Frühen Hilfen betreut werden, einen Bedarf an er-
zieherischen Hilfen vorrangig in ambulanter Form haben.

4. Die Corona-Pandemie wirkt sich immer noch auf die Leistungen der Kinder- und Jugend-
hilfe sowie auf die Einkommenssituation von Eltern aus. Es zeigt sich, dass Familien in
der ersten Hälfte 2021 deutlich belasteter waren als in 2020. Dies ergab sich aus den
veränderten Arbeitssituationen und der Beschulung und auch Betreuung der Kinder und
Jugendlichen zuhause. Die genauen Auswirkungen werden sich erst im Laufe des zwei-
ten Halbjahres 2021 und dann in Folge auch in 2022 ergeben. Dies wird sich auch aus
auf die erzieherischen Hilfen und auf die Kindertagesbetreuung auswirken. Inwieweit hier
eine Kompensation durch bereitgestellte Mittel des Bundes und Landes erfolgt, kann der-
zeit noch nicht beurteilt werden.

5. Das im Juni 2021 in Kraft getretene Kinder- und Jugendhilfestärkungsgesetz wird sich auf
die tägliche Arbeit im Jugendamt und in den Hilfegewährungen auswirken. Die jetzt ge-
setzlich normierte Intensität der Beratungen durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Kreisjugendamtes und die Ausweitung in einzelnen Leistungsbereichen wird auf jeden Fall
zu mehr Kosten führen, sowohl im Bereich Personal als auch in den Transferaufwendun-
gen. Eine Bezifferung ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht möglich.

Produktgruppe 36.20 - Allgemeine Förderung junger Menschen 

Diese Produktgruppe beinhaltet folgende Leistungen: Förderung der Entwicklung junger 
Menschen durch Angebote der Kinder- und Jugendarbeit öffentlicher Träger, Verbände und 
anderer freier Träger nach §§ 11, 12, 14 SGB VIII; Offene Kinder- und Jugendarbeit durch 
die Kommune und freie Träger; Förderung von jungen Menschen, die zum Ausgleich sozia-
ler Benachteiligungen oder zur Überwindung individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem 
Maße auf Unterstützung angewiesen sind nach § 13 SGB VIII. 

Wesentlicher Bestandteil ist die Schulsozialarbeit, die an allen Schularten gefördert wird. Für 
die Schulsozialarbeit wurden im Haushaltsplan 1,32 Mio. EUR (Vorjahr: 1,25 Mio. EUR) ein-
gestellt. Das Land ist 2012 in die Finanzierung der Schulsozialarbeit eingestiegen. Daher hat 

Entwurf 2022
3,15 Mio. EUR

Plan 2021
2,88 Mio. EUR
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der Landkreis (vgl. KT-Drucksache Nr. VIII-0642) seine Förderkriterien angepasst und weite-
re Schularten aufgenommen. Die wesentlichen Aufwendungen betreffen eine Pauschalstel-
lenförderung aus der Jugendhilfe von 19.568 EUR pro Vollzeitstelle. Voraussetzung ist ein 
Mindeststellenumfang von 50 %. Der Bedarf lag im Jahr 2021 bei ca. 65,7 Stellen und er-
höht sich 2022 auf ca. 67,7 Stellen im ersten Halbjahr. Neben den Aufwendungen der Ju-
gendhilfe, entsteht Mittelbedarf für 6,4 Stellen an den Beruflichen Schulen als Schulträger. 
Integriert in die Schulsozialarbeit ist die Förderung der Jugendberufshilfe an den beruflichen 
Schulen. Wie sich das sogenannte „Aufholpaket“ der Bundesregierung in Höhe von 2 Mrd. 
Euro, wo ein Teil für die Schulsozialarbeit geplant ist, auswirken wird, kann zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht abgeschätzt werden. 
Weitere wesentliche Leistungsbestandteile sind die Förderung der Mobilen Jugendarbeit, 
das Schulverweigerungsprojekt, das Projekt „Kein junger Mensch darf verloren gehen“, die 
Förderung der Kulturwerkstatt sowie die Einzelfallhilfen zum Schulbesuch der Christian-
Morgenstern-Schule. Seit 2021 wird die Berufseinstiegsbegleitung gefördert.   

Zusammen mit Wirbelwind wird ein Schutzkonzept entwickelt, das die Themen Aufklärung 
und Sensibilisierung zum Thema sexualisierte Gewalt, Etablierung von Schutznetzwerken 
und Schulung von Fachkräften und Multiplikatoren beinhaltet. 

In dieser Produktgruppe sind auch Erträge und Aufwendungen für minderjährige Flüchtlinge 
eingestellt, für die ein Angebot im Rahmen der Jugendsozialarbeit ausreichend ist. 

Produktgruppe 36.30 - Hilfen für junge Menschen und ihre Familien 

Die Produktgruppe beinhaltet die Allgemeine Förderung der Erziehung in der Familie, die 
Beratung vor Inanspruchnahme von Hilfen zur Erziehung, die Eingliederungshilfe für see-
lisch behinderte Kinder und Jugendliche sowie Hilfen für junge Volljährige. 

Produkt 36.30.03 - Individuelle Hilfen für junge Menschen und ihre Familien 

Hilfen zur Erziehung §§ 27 bis 35 SGB VIII 

Der Zuschussbedarf für die Transferleistungen im Bereich der Hilfe zur Erziehung beläuft  
sich auf 20,7 Mio. EUR (2021: 20,0 Mio. EUR). Gesellschaftliche Entwicklungen wie Orien-
tierungslosigkeit und mangelnde Kompetenzen in der Erziehungsfähigkeit der Eltern sowie 

Entwurf 2022
43,64 Mio. EUR

Nettoressourcenbedarf
Plan 2021

41,27 Mio. EUR

Entwurf 2022
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Teilhabeeinschränkungen und mangelnde gesellschaftliche Integration lassen sich kaum 
beeinflussen und führen zu steigenden Bedarfen in der Jugendhilfe.  
Bei den Heimerziehungen muss damit gerechnet werden, dass die Aufwendungen steigen, 
da die Träger Entgeltverhandlungen führen und auch Tariferhöhungen sowie die Änderun-
gen aus dem Rahmenvertrag einfordern. Nach wie vor zeichnen sich die Fälle durch ihre 
Komplexität und eine damit verbundene Kostenintensität aus. Teilweise werden für junge 
Menschen mit besonders hohen Belastungen spezialisierte und therapeutische Einrichtun-
gen benötigt. 
Das Kreisjugendamt nimmt bereits derzeit Leistungen bei den Erziehungsbeistandschaften 
und Lerntherapie in eigener Verantwortung wahr. Diese wurden in 2018 mit Augenmaß 
durch die Schaffung und Besetzung von vier Personalstellen ausgebaut.  
Die Weiterentwicklung von sozialraumorientierten Konzepten dient durch gezielte Vernet-
zung einer strategischen Entwicklung von Lebensräumen und zielgerichteten Maßnahmen, 
die sich an den konkreten Bedarfslagen und den Potenzialen der Menschen im Sozialraum 
orientieren.   

Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche (§ 35a SGB VIII),  
Hilfe für junge Volljährige (§ 41 SGB VIII), Inobhutnahmen (§ 42 SGB VIII) 

Der Zuschussbedarf für die Transferleistungen in diesem Bereich beläuft sich auf ca. 
10,51 Mio. EUR (2021: 9,51 Mio. EUR). Bei seelisch behinderten Kindern und Jugendlichen 
steigt der Bedarf weiterhin an. Insbesondere die Beschulung ist ohne Schulbegleitung oder 
sonstigen Hilfen nicht möglich. Die angenommene pauschalierte Erstattung des Landes für 
diesen Personenkreis in Höhe von 1,2 Mio. EUR wird bei weitem nicht den Aufwand decken. 
Durch neue Konzepte im Rahmen der Schulbegleitung wird die Hilfe qualitativ verändert und 
führt zu einer Reduzierung des Aufwandes. Das Konzept sieht im Wesentlichen vor, die bis-
her üblichen Einzelbetreuungen durch eine gruppenbezogene Lösung zu ersetzen. Dadurch 
können die Schulbegleitungen deutlich bedarfsgerechter eingesetzt werden. 
Zusätzlich ergeben sich Änderungen in der Ausrichtung der Hilfen und auch in den 
Verfahren durch die Umsetzung des BTHG, das auch für die Jugendhilfe gilt.  
Bei den jungen Volljährigen, die aus der Jugendhilfe herauswachsen, sind vorübergehende 
Anschlusshilfen zu entwickeln und zu gestalten. 

Produktgruppe 36.50 - Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tages-
pflege 

Diese Produktgruppe beinhaltet folgende Leistungen: Familienergänzende Betreuung, Er-
ziehung und Bildung von Kindern von 0 - 14 Jahren in unterschiedlichen Angebotsformen 
mit oder ohne Verpflegung. In den Bereichen der Einzelförderung (Übernahme von Teilnah-
mebeiträgen, Gewährung von Tagespflegegeld) beträgt der Zuschussbedarf für die Trans-
ferleistungen 4,2 Mio. EUR (2021: 4,48 Mio. EUR). Seit 01.08.2013 hat jedes Kind ab dem 

Entwurf 2022
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ersten Geburtstag einen Anspruch auf einen Betreuungsplatz. Dieser kann sowohl in einer 
Einrichtung als auch bei einer Tagespflegeperson in Anspruch genommen werden.   
Dies bedeutet zum einen, dass die Aufwendungen für individuelle Einzelförderung von Kin-
dern, vor allem der 0 - 3-jährigen weiter steigen werden. Zum anderen wird die Zuwendung 
an den Tagesmütterverein höher, da dieser mehr Vermittlungen sicherstellen muss.  

Zum 01.01.2019 wurden die laufenden Geldleistungen für alle Kinder auf 6,50 EUR pro Be-
treuungsstunde und Kind angehoben. Zum 01.10.2017 trat die geänderte Kostenbeitragsta-
belle in Kraft. Die FAG-Zuweisung wird erst Anfang 2022 mitgeteilt. Die Empfehlung der 
Gemeinsamen Finanzkommission zum Pakt für gute Bildung und Betreuung wurde bei der 
der Aufstellung des Haushaltsplans mit zusätzlichen Erträgen von ca. 0,17 Mio. EUR be-
rücksichtigt. Für den durch das Gute-KiTa-Gesetz verursachte Mehraufwand wurde eine 
Erstattung in Höhe von 0,54 Mio. EUR eingeplant. 

Produktgruppe 36.80 - Kooperation und Vernetzung 

Die Produktgruppe umfasst zum einen das Produkt Frühe Hilfen, in dem es zu einem we-
sentlichen Teil um Vernetzung von Angeboten für Schwangere, alleinerziehende Mütter und 
Väter und Familien mit Kindern im Alter von 0-3 Jahren geht und zum anderen Leistungen, 
die als Querschnittsaufgabe bezogen auf die Produktgruppen 36.20 bis 36.50 erbracht wer-
den. 

Produktgruppe 36.90 - Unterhaltsvorschussleistungen 

Am 01.07.2017 trat die Erweiterung des Unterhaltsvorschussgesetzes mit folgenden Rege-
lungen in Kraft: 

- die Förderhöchstbezugsdauer von bislang 72 Monaten entfiel komplett.

- künftig haben auch Kinder ab dem 12. Lebensjahr bis zur Volljährigkeit einen Anspruch auf
Unterhaltsvorschussleistungen.

- für Kinder, die sich im Bezug von SGB II Leistungen befinden bzw. deren Eltern SGB II
Leistungen beziehen, ist eine individuelle Prüfung vorzunehmen.

Entwurf 2022
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Plan 2021
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Bis zum 30.06.2017 galt die sogenannte Drittelregelung. Danach trugen Bund, Land und 
Kommune die Nettotransferaufwendungen zu je einem Drittel. Mit der Änderung des Geset-
zes zur Durchführung des Unterhaltsvorschussgesetzes sollen die konnexitätsrelevanten 
Auswirkungen der Änderungen des Unterhaltsvorschussgesetzes geregelt werden. Der 
durch die Änderungen entstandene Mehraufwand soll durch die Absenkung der Kostenbe-
lastungsquote der Land- und Stadtkreise von 33 % auf 30 % ausgeglichen werden. Im Jahr 
2020 sollte eine rückwirkende Betrachtung und Anpassung auch für die Vergangenheit er-
folgen, die pandemiebedingt nur verzögert erfolgen konnte. Die Ergebnisse liegen noch nicht 
vor. 

Für das Jahr 2022 wurden Bruttotransferaufwendungen von 5,11 Mio. EUR (2021: 5,09 Mio. 
EUR) geplant. In die Planung wurden mögliche Fallzahlensteigerungen einbezogen. Die bis 
2017 sehr gute Rückgriffquote des Landkreises hat sich durch die Ausweitung des berech-
tigten Personenkreises deutlich verschlechtert. Zum einen kann der Rückgriff beim unter-
haltspflichtigen Elternteil nur mit zeitlichem Verzug zur Bewilligung erfolgen. Ist z.B. ein ge-
richtlicher Titel zu erwirken, ist von einem Zeitraum von ca. 1 Jahr nach Bewilligung auszu-
gehen. Zum anderen können Forderungen beim Unterhaltspflichtigen, der sich im Bezug von 
Leistungen nach SGB II befindet, wie bei allen anderen Land- und Stadtkreisen nicht wie 
bisher verfolgt werden. Auch für 2022 wird von einer Rückgriffquote mit 25 % ausgegangen. 
Für das Jahr 2020 liegt noch keine landesweite Quote vor. Die verwaltungsinterne Auswer-
tung zeigt, dass das gesteckte Ziel von 25 % erreicht wurde. In den Jahren 2011 bis 2019 
bewegte sich der Landkreis zwischen den Plätzen 1 bis 8 im landesweiten Vergleich. 
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2019 2020 2021 2022
EUR EUR EUR EUR

Die Gesamtsummen betragen:

31.10 Grundversorgung und Hilfen nach SGB XII
(u.a. Hilfe zur Pflege, Eingliederungshilfe bis 31.12.2019,
Grundsicherung)
Erträge / Einnahmen 27.478.338 21.440.508 21.627.500 22.370.500
Aufwendungen / Ausgaben** 108.073.309 39.118.956 39.602.400 40.701.900
Ergebnis 80.594.971 17.678.448 17.974.900 18.331.400

31.20 Grundsicherung für Arbeitsuchende SGB II
Erträge / Einnahmen 20.534.706 27.130.046 31.257.000 27.526.000
Aufwendungen / Ausgaben 30.673.303 30.942.777 36.172.000 32.274.900
Ergebnis 10.138.597 3.812.731 4.915.000 4.748.900

31.30 Hilfen für Flüchtlinge
Erstattung vom Land FlüAG-Pauschale (incl. Rechn.-Abgrenz.) 2.612.600 2.348.023 2.777.500 2.624.925
Erträge / Einnahmen 4.284.739 4.540.339 4.529.417 5.770.900
Aufwendungen Spitzabrechnung FlüAG-Pauschale Vorjahre 6.037.898 4.461.038 0 0
Aufwendungen / Ausgaben 7.833.430 8.482.597 9.137.500 9.540.825
Ergebnis 6.973.989 6.055.273 1.830.583 1.145.000

31.50 Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz
Erträge / Einnahmen 0 0 0 0
Aufwendungen / Ausgaben 78.822 54.493 85.000 85.000
Ergebnis 78.822 54.493 85.000 85.000

31.90 Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 6 b BKGG
Erträge / Einnahmen 951 2.160 1.000 1.000
Aufwendungen / Ausgaben** 204.916 276.449 270.000 180.700
Ergebnis 203.964 274.289 269.000 179.700

32.10 Eingliederungshilferecht SGB IX Teil 2
Erträge / Einnahmen 0 5.644.134 8.987.000 8.705.000
Aufwendungen / Ausgaben** 131.853 70.637.617 77.131.100 86.696.500
Ergebnis 131.853 64.993.483 68.144.100 77.991.500

36.20 Jugendsozialarbeit
36.30 Hilfen für junge Menschen und Familien
36.50 Förderung von Kindern in Tageseinr. u. in Tagespflege

Erträge / Einnahmen 16.224.691 15.294.129 13.231.000 14.038.800
Aufwendungen / Ausgaben 50.187.925 49.141.378 48.580.400 51.072.500
Ergebnis 33.963.234 33.847.249 35.349.400 37.033.700

36.90 Unterhaltsvorschussleistungen
Erträge / Einnahmen 3.725.398 3.814.689 4.080.900 4.097.200
Aufwendungen / Ausgaben 4.271.215 4.742.588 5.088.600 5.109.000
Ergebnis 545.817 927.900 1.007.700 1.011.800

61.10 Status-Quo-Ausgleich § 22 FAG
Erträge / Einnahmen 6.457.639 6.492.784 6.523.000 6.600.000

Gesamterträge / - einnahmen 81.319.062 86.706.811 93.014.317 91.734.325

Gesamtaufwendungen / -ausgaben 207.492.671 207.857.894 216.067.000 225.661.325

Gesamtergebnis 126.173.609 121.151.083 123.052.683 133.927.000

* ausschließlich Soziale Leistungen an natürliche Personen
** Die Aufwendungen / Ausgaben beinhalten die Nettoaufwendungen /-ausgaben der Delegation Stadt Reutlingen.

Entwicklung der sozialen Leistungen*

Produktgruppe

Bezeichnung

Zusammenstellung der Leistungen und der Ersätze/Erstattungen
der sozialen Leistungen.

AnsatzIST
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Teilhaushalt 6 - Gesundheit 
Produktgruppe 41.10 - Krankenhäuser 
Zur Verbesserung und Stabilisierung der finanziellen und wirtschaftlichen Lage der Kreiskli-
niken Reutlingen GmbH wurde das „Zukunftskonzept Kreiskliniken Reutlingen 2018“ entwi-
ckelt und die Eckpunkte vom Kreistag am 24.03.2014 (KT-Drucksachen Nr. VIII-0679 bis 
VIII-0679/2) befürwortet. Eine wesentliche Säule dieses Konzepts war der Ausgleich der
aufgelaufenen Bilanzverluste durch den Alleingesellschafter Landkreis Reutlingen. Von 2014
bis 2018 wurden die bis 31.12.2015 entstandenen Bilanzverluste in Höhe von 23,79 Mio.
EUR vollständig ausgeglichen. Daneben hat der Landkreis die Investitionen der Kreiskliniken
pro Jahr mit 2,0 Mio. EUR gefördert. Von 2011 bis 2020 wurden vom Landkreis Reutlingen
für die Förderung von Investitionen insgesamt 35,30 Mio. EUR ausbezahlt.

Die Kreiskliniken haben das mit dem Zukunftskonzept gesetzte wirtschaftliche Ziel, dass ab 
dem Jahr 2018 keine negativen Jahresergebnisse mehr erwirtschaftet werden, also die 
schwarze Null erreicht wird, deutlich verfehlt. So musste im Geschäftsjahr 2019 ein Jahres-
ergebnis von -12,29 Mio. EUR (2018: -4,89 Mio. EUR) verzeichnet werden. Das Jahreser-
gebnis 2020 schließt mit einem Fehlbetrag von 5,87 Mio. EUR ab. Durch die Entnahmen aus 
der Kapitalrücklage für die nichtgeförderten Abschreibungen beträgt der Bilanzverlust zum 
31.12.2020 1,10 Mio. EUR. Dieser Verlust ist derzeit nicht abzudecken, da aktuell daraus 
kein Zahlungsmittelbedarf besteht (vgl. GPA-Mitteilung 11/2010). Auch im Geschäftsjahr 
2021 ist vor allem ausgelöst durch die Corona-Pandemie mit einem deutlich negativen Jah-
resergebnis zu rechnen. Der Verwaltungsausschuss wurde regelmäßig über die wirtschaftli-
che Entwicklung informiert. 

Vor diesem Hintergrund hat der Aufsichtsrat der Kreiskliniken bereits im Jahr 2018 einen 
Prozess auf den Weg gebracht mit dem Ziel, die grundlegende Frage der strategischen und 
organisatorischen Ausrichtung der Kreiskliniken in den nächsten 5 Jahren ergebnisoffen zu 
prüfen und zu entscheiden. Ein Baustein davon ist die Vergabe des Managements an ein 
externes Unternehmen. Nach einem umfangreichen, strukturierten europaweiten Vergabe-
verfahren hat der Kreistag am 16.03.2020 beschlossen, mit der Regionalen Kliniken Holding 
RKH GmbH (RKH) einen entgeltlichen Geschäftsbesorgungsvertrag von Managementleis-
tungen für die Kreiskliniken Reutlingen GmbH abzuschließen (KT-Drucksache Nr. X-0130). 
Die RKH stellt seit 01.05.2020 die Geschäftsführung der Kreiskliniken. Daneben setzt die 
RKH weitere ausgewählte qualifizierte Mitarbeiter im Rahmen der Geschäftsführungsaufga-
be zur Unterstützung der Geschäftsführung und zur Erfüllung der von ihr zu erbringenden 
Leistungen als qualifizierte Managementressource ein. Der mit der RKH vereinbarte Projekt-
plan für 2020 und 2021 sieht vor, dass der Aufsichtsrat und der Kreistag über die Ergebnisse 
der Bestandsaufnahme in den Kreiskliniken und über das zukünftige medizinische und bau-
liche Konzept informiert werden.  

Die Geschäftsführung der Kreiskliniken hat, wie im Projektplan vereinbart, im Jahr 2020 das 
Medizinische Konzept 2025 für die Kreiskliniken Reutlingen GmbH vorgelegt. Der Kreistag 
hat am 17.12.2020 (KT-Drucksache Nr. X-0251) die Eckpunkte des Medizinkonzepts 2025 
als Grundsatz der Neuausrichtung der Kreiskliniken beschlossen und die Geschäftsführung 
beauftragt, die Eckpunkte weiter auszuarbeiten, inklusive einer ersten baulichen Machbar-
keitsstudie, sie hinsichtlich der Patienten/Kunden-, Mitarbeiter, Prozess- und Finanzperspek-
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tive zu bewerten sowie deren finanziellen Auswirkungen darzustellen und den jeweils zu-
ständigen Gremien zur Beratung und Entscheidung vorzulegen. Die bauliche Machbarkeits-
studie soll im Herbst 2021 den zuständigen Gremien vorgestellt werden.     

Zur Umsetzung des Medizinkonzepts 2025 stehen bei den Kreiskliniken große Investitionen 
für Baumaßnahmen an. Für diese notwendigen Investitionen muss im Kreishaushalt eine 
angemessene Finanzierungsvorsorge getroffen werden. Zur Förderung der laufenden Inves-
titionen wurde der Zuschuss ab dem Haushaltsjahr 2019 auf 3,0 Mio. EUR erhöht. Im Fi-
nanzhaushalt 2022 und in mittelfristigen Finanzplanung bis 2025 soll der Zuschuss auf jähr-
lich 4,0 Mio. EUR erhöht werden. 

Teilhaushalt 7 - Räumliche Planung und Entwicklung 
Produktgruppe 51.10.07 - ÖPNV-Konzepte und Nahverkehrsplanung 
Für die Umsetzung des neuen Nahverkehrsplans und die dafür notwendige rechtliche und 
konzeptionelle Begleitung sind insgesamt Ausgaben in Höhe von 30 TEUR eingeplant. 

Teilhaushalt 9 - Abfallwirtschaft 
Produktgruppe 53.70 - Abfallwirtschaft 
Die Abfallwirtschaft war im Jahr 2020 wie auch noch im Jahr 2021 stark durch die Corona-
Pandemie geprägt. Gestiegene Mengen beim Restmüll und Bioabfall waren das Ergebnis 
von geschlossenen Betrieben und Homeoffice, ebenso angestiegene Sperrmüllmengen. 
Aktuell zeichnet sich bereits ein Mengenrückgang ab. 
Das Jahr 2022 wird weitere Kostenerhöhungen mit sich bringen. Die Einführung der CO2-
Abgabe sowie die Gebührenerhöhung für die Beseitigung des Restmülls beim Zweckver-
band werden sich bemerkbar machen. Ob sich die aktuell außergewöhnlich hohen Erträge 
im Bereich Papier/Pappe/Kartonagen fortsetzen oder sich wieder auf einen langjährigen 
mittleren Wert einpendeln werden, ist derzeit noch nicht absehbar.  
Im Bereich Bioabfall soll durch eine Bioabfallkampagne die Qualität der erfassten Bioabfälle 
verbessert werden, um so den Anforderungen aus den Vorgaben der Bioabfallverordnung 
gerecht zu werden. 

Teilhaushalt 10 - Verkehr und ÖPNV 
Produktgruppe 54.20 Kreisstraßen 
Das Investitionsprogramm wird für die Verbesserung und den Ausbau des Kreisstraßennet-
zes (268,6 km) und Radwegenetzes jährlich fortgeschrieben. 
Der Ausschuss für technische Fragen und Umweltschutz befasste sich in seiner Sitzung am 
29.09.2021 mit der Fortschreibung für die Jahre 2022 – 2025 (KT-Drucksache Nr. X-0337). 
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Der mittelfristige Investitionsrahmen im Bereich der Kreisstraßen ergibt folgendes Bild (in 
1.000 EUR): 

2022 2023 2024 2025 Gesamt jährlich  

Investitionen 
(Finanz-HH) 1.523 4.109 2.250 1.850 9.732 2.433

FAG-Zuschüsse, 
LGVFG-Mittel, 
Veräußerungs-
erlöse 

1.241 742 551 661 3.195 799

Eigenmittel 282 3.367 1.699 1.189 6.537 1.634

Im Haushaltsentwurf 2022 sind für Investitionen 1,52 Mio. EUR und für Unterhaltungsmaß-
nahmen 1,53 Mio. EUR bei den Kreisstraßen vorgesehen. 

Im Jahr 2022 soll der Ausbau der K 6715 von Mittelstadt nach Bempflingen mit Neubau ei-
nes Radweges beginnen. Zudem soll der Radweg von Pfronstetten nach Aichelau gebaut 
werden. In der OD Hundersingen ist der letzte Bauabschnitt, der in Abstimmung mit der 
Stadt Münsingen ausgeführt wird, vorgesehen.  
Für die Vorbereitung zukünftiger Projekte und für die Umsetzung von Maßnahmen aus dem 
Radverkehrskonzept sind Mittel für Kostenbeteiligungen, Planungs- und Vermessungsleis-
tungen sowie Baugrund- und Naturschutzgutachten eingestellt. Zudem sind für 2022 weitere 
Mittel zum Erwerb der Straßenmeisterei Eningen u. A. vorgesehen. 

Auf der K 6722 wird von Sickenhausen bis zum Anschluss K 6720 sowie an der K 6720 von 
Altenburg nach Rommelsbach der Belag erneuert. Außerdem ist der barrierefreie Umbau 
von fünf Bushaltestellen sowie einer Überquerungshilfe außerhalb von Ortschaften geplant.  

Bei den Fahrzeugen ist die Beschaffung von zwei Kommunal-LKW, zwei Elektrofahrzeugen, 
eines Böschungsmähgeräts, eines Tiefladers sowie einige Kleingeräte sowie Winterdienst-
ausrüstung geplant. 

Produktgruppe 54.70 - Verkehrsbetriebe/ÖPNV 

Der ÖPNV dient der Sicherstellung einer ausreichenden Bedienung der Bevölkerung mit 
Verkehrsleistungen. Im Landkreis Reutlingen wurden Beförderungsleistungen im ÖPNV von 
den Verkehrsunternehmen bislang im Wesentlichen eigenwirtschaftlich erbracht. Aufgabe 
des ÖPNVs wird es auch im Jahr 2022 sein, die bestehenden Angebote zu erhalten und 
auszubauen. Vorgesehen ist u.a. die Umsetzung erster Maßnahmen aus dem beschlosse-
nen Nahverkehrsplan und die Anpassung der Zubringerverkehre zum Start von Modul 1 der 
Regionalstadtbahn im Dezember 2022. 

Entwurf 2022
3,87 Mio. EUR

Nettoressourcenbedarf
Plan 2021

3,83 Mio. EUR
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Im Haushalt 2022 sind für den Verkehr im Südlichen Landkreis Betriebsaufwendungen in 
Höhe von 2,60 Mio. EUR veranschlagt. Zur Finanzierung des Bruttovertrages stehen dem 
Landkreis geschätzte Fahrgeldeinnahmen in Höhe von 1,32 Mio. EUR zu. Die Schätzung 
beruht auf Fahrgastzahlen vor der Corona-Pandemie. Im Jahr 2021 werden die entgange-
nen Einnahmen aufgrund der gesunkenen Fahrgastzahlen für Bruttoverträge des Landkrei-
ses über den ÖPNV-Rettungsschirm von Bund und Land ausgeglichen. 

Die 2. Förderphase des eXpresso wurde bis zum Fahrplanwechsel 2023 bewilligt. Für den 
Betrieb des eXpresso sind im Haushalt 2022 Fördermittel vom Land in Höhe von rd. 0,28 
Mio. EUR und ein Zuschussbedarf in Höhe von rd. 0,17 Mio. EUR eingeplant (vgl. KT-
Drucksache Nr. IX-0607). 

Für den Betrieb der 2. Regiobuslinie X2 Bad Urach - Münsingen sind im Haushalt 2022 För-
dermittel vom Land in Höhe von rd. 0,21 Mio. EUR und ein Zuschussbedarf in Höhe von rd. 
0,25 Mio. EUR vorgesehen. 

Der Landkreis finanziert außerdem Betriebsleistungen für weitere kleine Linien wie z.B. die 
Linie 102 (KT-Drucksache Nr. X-0334), die Linie 172 (KT-Drucksache Nr. X-0159) und die 
Linie 202 (KT-Drucksache Nr. X-0310), deren Aufgabe überwiegend in der Verbindung von 
Gemeinden als Schulstandorte liegt. Zusätzlich sind Ausgaben für die Anmeldeverkehre im 
Landkreis und einzelne Freizeitlinien wie z.B. den SonnenalbExpress und den Biosphären-
bus im Haushalt 2022 eingeplant. 

Für das aus Bundesmitteln geförderte Projekt „LandMobil“ wird seit Januar 2021 eine 50 % - 
Stelle benötigt, die zu 80 % gefördert wird. Der Landkreis trägt im Jahr 2022 ein Defizit in 
Höhe von rd. 17 TEUR. 
Die Vereinbarung über die Beteiligung des Landkreises und der Gemeinden im Ermstal an 
den Kosten der ENAG zur Instandhaltung der Infrastrukturkosten der Ermstalbahn war bis 
zum Fahrplanwechsel im Dezember 2020 befristet. Die Verkehrsleistungen werden im 
Übergangszeitraum vom Dezember 2020 bis zur Inbetriebnahme von Modul 1 der Regional-
Stadtbahn im Dezember 2022 in den Verkehrsvertrag des Landes mit der RAB aufgenom-
men. Das Land hat sich bereit erklärt im Übergangszeitraum die Hälfte der Mehrkosten für 
den Betrieb der Ermstalbahn gegenüber den bisherigen Kosten zu tragen. Im Haushaltsplan 
2022 sind auf Basis erster Schätzungen Aufwendungen in Höhe von 0,64 Mio. EUR einge-
plant. 

Seit dem Jahr 2021 erfolgt die Verteilung der Zuweisungen des Landes nach § 15 ÖPNVG 
nach neuen Parametern. Gleichzeitig werden die Zuweisungen ab dem Jahr 2021 bis zum 
Jahr 2023 stufenweise von landesweit 200 Mio. EUR auf 250 Mio. EUR aufgestockt. Eine 
neue zwischen den naldo-Landkreisen abgestimmte allgemeine Vorschrift, die die künftige 
Mittelverteilung regelt, wurde zwischenzeitlich erlassen. Im Haushaltsjahr 2022 sind Zuwei-
sungen in Höhe von 5,58 Mio. EUR einplant. An die Verkehrsunternehmen werden davon 
5,13 Mio. EUR zum Ausgleich von Einnahmeausfällen im Zusammenhang mit der Rabattie-
rung von Zeitfahrausweisen im Schülerverkehr und für tarifliche Maßnahmen weitergeleitet 
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(siehe KT-Drucksache Nr. X-0265). Die im Haushalt des Landkreises verbleibenden Mittel 
werden für Maßnahmen zur Verbesserung des ÖPNV im Landkreis eingesetzt. 

Für den Verkehrsverbund naldo fallen Zahlungen in Höhe von 0,62 Mio. EUR an. Die ver-
bundbedingten Belastungen werden sich gegenüber 2021 aufgrund der im naldo vereinbar-
ten Tarifsteigerungsrate um 2,5 % erhöhen. 

Die Gremien aller Projektpartner haben sich Mitte 2021 auf die Eckpunkte des Finanzie-
rungsschlüssels und die Kostenaufteilung des kommunalen Anteils der Städte und Landkrei-
se am Projekt geeinigt. Der Anteil des Landkreises inkl. des Kostenanteils der Stadt Reutlin-
gen beträgt bei Gesamtinvestitionen von 1,4 Mrd. Euro für das Gesamtprojekt (Kostenstand 
2016) 70,9 Mio. EUR. Im Haushaltsjahr 2022 sind für Planung und Bau der Regional-
Stadtbahn inkl. Modul 1 Haushaltsmittel in Höhe von 1,92 Mio. EUR eingeplant (siehe KT-
Drucksache Nr. X-0318). 

Seit der Gründung des Zweckverbands Regional-Stadtbahn Neckar-Alb im Februar 2019 hat 
dieser die Steuerung und Koordinierung für das Gesamtprojekt übernommen. Für die Betei-
ligung am Zweckverband sind im Haushaltsplan 2022 0,39 Mio. EUR eingeplant. 

3.4 Finanzplan 2021 bis 2025 

Die Orientierungsdaten des Ministeriums für Finanzen und des Ministeriums für Inneres, 
Digitalisierung und Migration zur kommunalen Haushalts- und Finanzplanung im Jahr 2021 
lagen zum Zeitpunkt der Haushaltsplanaufstellung vor. Für die Entwicklung der Steuerkraft-
summen wurden auf Basis der Steuereinnahmen des Landes Baden-Württemberg Stand 
August 2021 folgende optimistische Indexzahlen zu Grunde gelegt (2022 = 100 v. H.): 2023 
= 96,5, 2024 = 99,5 und 2025 = 103,5. Im Haushaltsplanentwurf 2022 und in der mittelfristi-
gen Finanzplanung wurden keine Mittel für Bilanzverlustausgleiche eingestellt. Die vom 
Kreistag mit der Verabschiedung der Nachtragshaushaltsatzung 2021 (KT-Drucksache Nr. 
X-0306) mehrheitlich beschlossene Begrenzung der Fremdfinanzierung von Investitions-
maßnahmen wurde im Haushaltsplanentwurf 2022 umgesetzt. Die Liquidität soll in 2022 um
weitere 9,06 Mio. EUR abgebaut werden. Damit werden die in den vergangenen Jahren er-
wirtschafteten Finanzierungsmittelüberschüsse größtenteils verwendet.

Durch diese Planungsprämissen ist im Jahr 2022 lediglich eine Anhebung des Kreisumlage-
hebesatzes um 1,00 %-Punkt auf 28,75 % erforderlich. Im Finanzplanungszeitraum können 
trotz erheblicher Steigerungen der Aufwendungen bei den Sozialen Leistungen die Kreisum-
lagehebesätze der mit der Nachtragshaushaltssatzung 2021 beschlossenen mittelfristigen 
Finanzplanung eingehalten werden. 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung ist durch die Corona-Pandemie weiterhin von erhebli-
chen Unsicherheiten geprägt. Es besteht eine große Gefahr von weiteren Rückschlägen für 
die deutsche Wirtschaft. Dadurch kann auch der Arbeitsmarkt wieder in Mitleidenschaft ge-
zogen werden. Eine solche Entwicklung würde sich vor allem auf die Steuereinnahmen und 
die Aufwendungen für die Sozialleistungen auswirken. Dieses ist in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung nicht berücksichtigt. Daneben besteht ein Risiko in der weiteren wirtschaftli-
chen Entwicklung der Kreiskliniken Reutlingen GmbH. Durch die unverändert vorhandene 
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strukturelle Unterfinanzierung der Krankenhäuser durch Bund und Land sowie die Auswir-
kungen der Corona-Pandemie können auch in den künftigen Jahren auf den Landkreis wei-
tere hohe finanzielle Belastungen zukommen. 

Die Investitionstätigkeit des Landkreises ist im gesamten Finanzplanungszeitraum vor allem 
geprägt durch die Auszahlungen für den Neubau des Verwaltungsgebäudes. Die Investitio-
nen für die weiteren Aufgaben des Landkreises wurden entsprechend der mit der Nach-
tragshaushaltssatzung 2021 beschlossenen mittelfristigen Finanzplanung geplant. Für die 
Kliniken sind im gesamten Finanzplanungszeitraum jährliche Zuschüsse für Investitionen 
von 4,0 Mio. EUR eingeplant. 

Kredite – Schuldendienst 
Nach Abschluss der großen Klinikinvestitionen und deren Finanzierung wurde im Jahr 2005 
ein Schuldenstand von 81,5 Mio. EUR erreicht. Die positive wirtschaftliche Entwicklung und 
der Anstieg der kommunalen Steuerkraft machten es möglich, auf Kreditaufnahmen bei der 
Investitionsfinanzierung zu verzichten und den Schuldenstand bis zum 31.12.2010 auf 56,9 
Mio. EUR abzubauen. Seit dem Haushaltsjahr 2011 waren zur Finanzierung der Investitio-
nen vor allem im Bereich der Beruflichen Schulen, Kreiskliniken und Straßen Kreditaufnah-
men erforderlich. Der Kreistag hat mit der Verabschiedung des Haushalts 2017 den Einstieg 
in den Abbau der absoluten Verschuldung beschlossen. Mit der Verabschiedung des Haus-
halts 2020 wurde vom Kreistag beschlossen, dass zur Finanzierung von künftigen Bauinves-
titionen der Kreiskliniken Reutlingen weitere Handlungsspielräume geschaffen werden sollen 
(KT-Drucksachen Nrn. X-0101 bis X-0101/1). In den Jahren 2017 bis 2020 ist es gelungen 
die Verschuldung von 82,61 Mio. EUR (31.12.2016) auf 54,16 Mio. EUR (31.12.2020) abzu-
bauen. Zur Finanzierung der geplanten erforderlichen Investitionen im Finanzplanungszeit-
raum (2021 bis 2025) von insgesamt 220,74 Mio. EUR ist eine Nettoneuverschuldung von 
insgesamt 77,85 Mio. EUR vorgesehen. Der Schuldenstand des Landkreises würde sich im 
Finanzplanungszeitraum auf 132,01 Mio. EUR (31.12.2025) erhöhen. Daher ist auch bei den 
künftigen Haushaltsplänen die mit der Genehmigung der Haushaltsatzung 2021 gemachte 
Empfehlung des Regierungspräsidiums Tübingen zur Priorisierung der weiteren anstehen-
den Maßnahmen vorzunehmen und umzusetzen.    
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Wolfgang Klett 

Kreiskämmerer 
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Haushaltsplan 2022 

Einwohner am 31.12.2020 1 (  3) Reutlingen  116 031 
2 (  2) Metzingen  22 117 
3 (  7) Pfullingen  18 778 
4 (  9) Münsingen  14 480 
5 (  5) Bad Urach  12 473 
6 (11) Eningen  11 166 
7 (10) Pliezhausen  9 786 
8 (  6) Dettingen  9 728 
9 (21) Lichtenstein  9 255 

10 (15) Sonnenbühl  7 052 
11 (13) Trochtelfingen  6 330 
12 (24) Wannweil  5 396 
13 (  4) Walddorfhäslach  5 309 
14 (22) St. Johann  5 185 
15 (18) Engstingen  5 170 
16 (17) Riederich  4 345 
17 (25) Römerstein  4 054 
18 (14) Hohenstein  3 686 
19 (20) Hülben  3 024 
20 (12) Grafenberg  2 761 
21 (16) Zwiefalten  2 281 
22 (  8) Gomadingen  2 247 
23 (19) Hayingen  2 196 
24 (23) Grabenstetten  1 696 
25 (  1) Pfronstetten  1 511 
26 (26) Mehrstetten  1 440 

Landkreis insgesamt  287 497 

am 31.12.2019  287 034 

am 31.12.2018  286 748 

LANDKREIS  REUTLINGEN   -   EINWOHNER

Der Landkreis Reutlingen liegt mit seiner Einwohnerzahl unter den 35 Landkreisen von
Baden-Württemberg an 10. Stelle (Zahl in Klammern ergibt die Reihenfolge nach der Steuerkraft je 
Einwohner).

Bei einer Fläche des Landkreises von 1.094 km² ergibt sich auf 31.12.2020 eine Bevölkerungs-
dichte von 263 Einwohner/km².
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Zuordnung der wesentlichen Sachkonten

Zeile Kontengruppen Konto Bezeichnung 
1 Steuern und ähnliche Abgaben 30110000 Grundsteuer A 

Kontengruppe 30 30120000 Grundsteuer B 
30130000 Gewerbesteuer 
30220000 Gemeindeanteil Umsatzsteuer 
30330000 Jagdsteuer 
30521000 Leistungen des Landes zur Umsetzung des 4.Gesetzes für mo-

derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt  
2 laufende Zuwendungen (Zuweisungen, 31110000 Schlüsselzuweisungen vom Land 

Zuwendungen und Umlagen) 31310000 Sonstige allg. Zuweisungen Land 
Kontenarten 311-315, 317-319 31310010 Zuweisungen Land §11 (1) FAG (Einw.) 

31310020 Zuweisungen Land §11 (3) FAG (Vw.geb.) 
31310025 Zuweisungen Land §11 (3) FAG (Buß-/Zwangsgeld.) 
31310030 Zuweisungen Land §11 (3) FAG (Verm.geb.) 
31310040 Zuw. Land §11 (3) FAG (Katastergeb.) 
31310050 Zuw. Land §11 (4) FAG (Sonderbeh.) 
31310060 Zuweisungen Land §11 (5) FAG (VRG) 
31410000 Zuweis. lfd. Zwecke Land 

u.a. Ausgleichsleistungen Bund Grundsicherung 
31410010 Zuw. Land §17 FAG (Sachkostenbeiträge) 
31410020 Zuw. Land §18 (3) FAG (Schülerbeförd.) 
31410030 Zuw. Land §25 FAG (Verkehrslasten) 
31410040 Zuweisungen Land §28 FAG (ÖPNV) 
31410050 Zuweisungen Land §29 FAG (Ausbildung) 
31410070 Zuweisungen Land §29c FAG 
31419000 Lfd. Zuw. Sozialhilfelasten §21 FAG 
31420000 Zuweis. lfd. Zwecke Gem./GV 
31470000 Zuweis. lfd. Zwecke priv. Unternehmen 
31510000 Zuweisung Aufkommen Grunderwerbsteuer 
31611001 Aufl. SoPo aus Zuweisungen Land 
31821000 Kreisumlage 
31829000 Zuweisung nach § 22 FAG (Status-quo-Ausgleich) 
31911110 Leistungsbeteiligung für die Umsetzung der Grundsicherung für Ar-

beitssuchende 
3 aufgelöste Investitionszuwendungen und 316* Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 

Investitionsbeiträge
Kontenart 316 

4 Sonstige Transfererträge 321* Ersatz von sozialen Leistungen außerhalb von Einrichtungen 
Kontengruppe 32 322* Ersatz von sozialen Einrichtungen in Einrichtungen 

5 Gebühren und ähnliche Abgaben 33110000 Verwaltungsgebühren 
Kontengruppe 33 33210000 Benutzungsgebühren und ähnliche Entgelte 

33219000 Ertrag aus Gebührenrückstellung 
6 Privatrechtliche Leistungsentgelte 34110000 Mieten und Pachten 

Kontenarten 341-346 34210000 Erträge aus Verkauf 
34610000 Sonstige privatrechtl. Leistungsentgelte 

7 Kostenerstattungen und  34800000 Erstattungen vom Bund 
Kostenumlagen 34810000 Erstattungen vom Land 
Kontenart 348 34820000 Erstattungen von Gemeinden und GV 

34840000 Erstattungen von Sozialversicherungen 
34850000 Erstattungen von verbundenen Unternehmen 
34860000 Erstattungen von sonstigen öffentl. Sonderrechnungen 
34870000 Erstattungen von privaten Unternehmen 
34880000 Erstattungen von übrigen Bereichen 

8 Finanzerträge 36120000 Zinsertrag von Gemeinden und GV 
Kontengruppe 36 36170000 Zinsertrag von Kreditinstituten 

36510000 Erträge aus Gewinnanteilen aus verbundenen Unternehmen und 
Beteiligungen 

9 Aktivierte Eigenleistungen 37110000 Aktivierte Eigenleistungen 
Kontengruppe 37 

10 Sonstige ordentliche Erträge 35620000 Säumniszuschläge, Mahngeb. u. ähnl. Nebenforderungen 
Kontengruppe 35 35910000 Andere sonstige ordentliche Erträge 

12 Personalaufwendungen 40110000 Dienstaufwendungen für Beamte 
Kontengruppe 40 40120000 Dienstaufwendungen für Beschäftigte 

40210000 Beiträge Versorgungskasse Beamte 
40220000 Beiträge Versorgungskasse Beschäftigte 
40310000 Sozialversicherungsbeiträge Beamte 
40320000 Sozialversicherungsbeiträge Beschäftigte 
40410000 Beihilfen, Unterstützungsl. Bedienstete 
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Zeile Kontengruppen Konto Bezeichnung 
13 Versorgungsaufwendungen 41410000 Beihilfen, Unterstützungen Vers.empfäng. 

Kontengruppe 41 
14 Aufwendungen für Sach- und  42110000 Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen 

Dienstleistungen 42120000 Unterh. des sonst. unbewegl. Vermögens 
Kontengruppe 42 42210000 Unterh. des bewegl. Vermögens 

42220000 Erwerb von GVG 
42310000 Mieten und Pachten 
42320000 Leasing 
42410000 Aufwand für Energie 
42410010 Aufwand für Strom 
42410020 Aufwand für Heizung und Warmwasser 
42420000 Aufwand für Wasserversorgung 
42430000 Aufwand für Abfallbeseitigungen 
42440000 Aufwand für Abwasserbeseitigung 
42450000 Aufwand für Gebäudereinigung 
42460000 Aufwand für gebäudebezogene Versicherungen 
42470000 Aufwand für gebäudebezogene Steuern 
42490000 Sonst.Bewirtsch.Grundst.u. baul. Anlagen 
42510000 Haltung von Fahrzeugen 
42610000 Dienst- und Schutzkleidung 
42620000 Aus- u. Fortbildung, Umschulung 
42690000 Sonstige bes. Aufwendungen f.Beschäft. 
42710000 Besondere Verwaltungs- und Betriebsaufw. 
42720000 Aufwendungen für EDV 
42740000 Aufwand für Lehr- und Unterrichtsmittel 
42750000 Aufwand für Lernmittel 
42760000 Besondere schulische Aufwendungen 
42790000 Sonstige Aufwendungen Sachleistungen 
42810040 Streugut Winterdienst 

15 Planmäßige Abschreibungen 471* Abschreibungen 
Kontengruppe 47 

16 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 45160000 Zinsaufwendungen an öff. SR 
Kontengruppe 45 45170000 Zinsaufwendungen an Kreditinstitute 

17 Transferaufwendungen 43110000 Zuweisungen an das Land 
Kontengruppe 43 43120000 Zuweisungen an Gemeinden (GV) 

43130000 Zuweisungen an Zweckverbände u.dgl. 
43150000 Zuschüsse an verbundene Unternehmen 
43160000 Zuschüsse an sonstige öff. Sonderr. 
43170000 Zuschüsse an private Unternehmen 
43180000 Zuschüsse an übrige Bereiche 
433* Sozialtransferaufwendungen 
43520000 Allgemeine Zuweisungen an Gemeinden (GV) 
43710000 Allgemeine Umlagen an das Land 
43720001 Umlage an den KVJS BW 

18 Sonstige ordentliche Aufwendungen 44110000 Sonstige Personal- und Versorgungsaufw. 
Kontengruppe 44 44210000 Aufw. f. ehrenamtl.u. sonst.Tätigkeit 

44220000 Verfügungsmittel Landrat (§13 GemHVO) 
44294000 Rechts- und Beratungskosten 
44295000 Aufwendungen für Schülerbeförderung 
44297000 Mitgliedsbeiträge 
44310000 Geschäftsaufwendungen 
44430000 Versicherungen 
44440000 Aufwendungen für Schadensfälle 
44500000 Erstattungen an den Bund 
44510000 Erstattungen an das Land 
44510200 Erstattungen f. Personal an Land (VRG) 
44520000 Erstattungen an Gemeinden (GV) 
44530000 Erstattungen an Zweckverbände u. dergl. 
44560000 Erstattungen an sonstige öffentl. Sonderrechnungen 
44570000 Erstattungen an private Unternehmen 
44570200 Erstattungen f. Personal an private Unternehmen 
44580000 Erstattungen an übrige Bereiche 
44611110 Leistungsbeteiligung für die Umsetzung der Grundsicherung für Ar-

beitsuchende 
44990000 Globaler Minderaufwand 
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